
 

 
C:\Users\arne.suennemann\AppData\Local\Microsoft\Windows\Temporary Internet Files\Content.Outlook\8BMLMJ38\DV-öffentliche Auslegung_finish_neu.doc /Asü 

Der Senator für Umwelt, Bau und  Verkehr   
 - 71 - / - FB - 01 - 

 

Bremen,  06. Februar 2014 
Telefon: 361-10389 (Herr Lecke-Lopatta) 

 361-89428 (Herr Eickhoff) 
 361-4136 
 
Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, 
Stadtentwicklung und Energie (S) 
 
Vorlage Nr. 18/349 (S) 
Tagesordnungspunkt 

 
 
 
 

D e p u t a t i o n s v o r l a g e  
 

 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Bremen 202 5 
 
� Öffentliche Auslegung  
 
 
I. Sachdarstellung 
 
A) Problem 

 
Der Flächennutzungsplan für das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen wurde seit seiner letz-
ten Aufstellung im Jahre 1983 durch eine Vielzahl von Teiländerungen immer wieder aktua-
lisiert und am 31. Mai 2001 neu bekanntgemacht. Gleichwohl haben sich im Laufe der Zeit 
aufgrund von geänderten städtebaulichen Rahmenbedingungen, insbesondere des demo-
grafischen Wandels, des sozio-ökonomischen Strukturwandels und des Klimawandels, ver-
änderte städtebauliche Zielstellungen ergeben. 
 
Die Rahmenbedingungen und Zielstellungen des Flächennutzungsplans werden in der Be-
gründung dokumentiert. Diese zum Plan gehörende Begründung wurde im Zuge der Neu-
bekanntmachung des Flächennutzungsplanes im Jahre 2001 nicht fortgeschrieben. Dies 
betrifft sowohl die dort enthaltenen Ausführungen zur Bevölkerungsentwicklung als auch ei-
ne Reihe von Beiplänen z. B. zur Infrastruktur, die sachlich wie auch von den inhaltlichen 
Zielsetzungen her zu aktualisieren sind. 
 
Im Ergebnis erfordern die veränderten städtebaulichen Ziele eine grundlegende Neuaufstel-
lung sowohl der Darstellungen als auch der Begründung des Flächennutzungsplanes für die 
gesamtstädtische Entwicklung der Stadt Bremen bis zum Jahr 2025. 
 
 

B) Lösung 
 
Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes für das Gebiet der Stadtgemeinde Bremen 
(einschließlich des stadtbremischen Überseehafengebietes Bremerhaven) nach § 5 Bauge-
setzbuch (BauGB). 
 
 
Zum Planinhalt 
 
Die Grundlagen des Flächennutzungsplanes von 1983 werden entsprechend dem ressort-
übergreifenden Leitbild der Stadtentwicklung gemeinsam mit dem Landschaftsprogramm 
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überarbeitet. In dem im Jahr 2010 beschlossenen Leitbild „Bremen! lebenswert - urban – 
vernetzt“, das unter breiter Beteiligung der Öffentlichkeit erarbeitet wurde, sind die grund-
sätzlichen Ziele der Neuaufstellung, insbesondere das Ziel der vorrangigen Innenentwick-
lung formuliert. 
 
Gleichzeitig werden verschiedene Fachplanungen vom Zentren- und Nahversorgungskon-
zept, über die Wohnungsbaukonzeption und das Gewerbeentwicklungsprogramm bis hin 
zum Verkehrsentwicklungsplan aktualisiert. Der behördenverbindliche Flächennutzungsplan 
hat nun die Aufgabe, die wesentlichen Aspekte der einzelnen Fachplanungen in einen Ge-
samtplan zu integrieren. Nicht zuletzt finden neue Fragestellungen wie der Klimawandel bei 
der Neuaufstellung Berücksichtigung. 
 
Mit der Reurbanisierung haben sich wesentliche Rahmenbedingungen geändert. So ist 
Bremen aktuell in der günstigen Situation eines leichten Bevölkerungswachstums und eines 
erheblichen Beschäftigungswachstums. Die Nachfrage nach Wohnraum konzentriert sich 
dabei auf zentrale Lagen in der Stadt und bestätigt die Notwendigkeit des Primats der In-
nenentwicklung. 
 
Die zentralen Zielsetzungen des Flächennutzungsplans sind: 

 
1. Räumliche Entwicklungen Bremens sollen als Voraussetzung für den Erhalt von Le-

bensqualität und wirtschaftlicher Basis ermöglicht werden. 
 

2. Der Erhalt und die Weiterentwicklung der natürlichen Lebensgrundlagen werden durch 
die parallele Bearbeitung und Integration des Landschaftsprogramms in die gesamt-
städtische Flächenplanung berücksichtigt. Eine Nachhaltige Stadtentwicklung berück-
sichtigt insbesondere die Anforderungen, die der Klimawandel stellt. 

 
3. Der Innenentwicklung wird dabei der Vorrang vor der Außenentwicklung eingeräumt. 

Entwicklungsflächen sind den Infrastrukturen zuzuordnen. Nicht zuletzt die Novellie-
rung des Baugesetzbuches erfordert eine nachhaltige und flächensparende Entwick-
lung der Stadt. 

 
4. Durch Stärkung der Urbanität sowie durch Förderung des sozialen Zusammenhalts 

und der kulturellen Teilhabe soll die Vitalität der Quartiere erhalten bleiben. Die einzel-
nen Stadtbereiche sollen unter Berücksichtigung des sozio-ökonomischen Wandels 
erhalten und revitalisiert werden.  

 
5. Nutzungsmischung soll auf allen Maßstabsebenen von gemischten Quartieren bis hin 

zur räumlichen Zuordnung der Nutzungsbereiche ermöglicht werden. Damit soll die 
Entwicklung zur nachhaltigen Stadt der kurzen Wege weiter befördert und der Flä-
chenverbrauch minimiert werden. 

 
6. Der Flächennutzungsplan schafft den räumlichen Rahmen für die Vernetzung Bre-

mens mit der Region als Voraussetzung für die Gestaltung der wirtschaftlichen und 
räumlichen Entwicklung der Stadtregion. 

 
 
� Inhaltliche Kernpunkte 

Der Anteil der „Gemischten Bauflächen“ wird im Sinne des Ziels der Innenentwicklung und 
Stärkung urbaner Strukturen erhöht. In vielen Bereichen wird damit eine längst begonnene 
Entwicklung fortgeschrieben. Im vorderen Woltmershausen werden durch die Darstellung 
Gemischter Bauflächen weitere Wohnbaupotenziale planerisch vorbereitet. 
 
Mit Flächenangeboten in zentralen Lagen und an integrierten Standorten wird auf die quan-
titativen und strukturellen Herausforderungen am Wohnungsmarkt reagiert. 
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In zentraler Lage wird die Gartenstadt Werdersee (ehemalige Friedhofserweiterungsfläche 
Huckelriede) als Wohnbaufläche neu dargestellt und der Büropark Oberneuland wird für 
Wohnen geöffnet. Eine Reihe von Wohnbauflächen am Siedlungsrand wird hingegen nicht 
mehr dargestellt (z. B. in Strom, Wölpsche / Binnendüne, Osterholzer Feldmark).  
 
Das dargestellte Wohnbauflächenangebot stellt damit sowohl auf die Anforderungen der 
Reurbanisierung als auch auf die quantitativen und qualitativen Anforderungen eines sozial 
ausgewogenen Wohnnungsmarktes ab. 
 
Darstellungen für Zentrale Versorgungsbereiche sowie (großflächige) Einzelhandels-
schwerpunkte werden aus dem Nahversorgungs- und Zentrenkonzept übernommen. Eben-
so werden weitere Fachplanungen wie das Gewerbeentwicklungsprogramm in den Flä-
chennutzungsplan integriert. 
 
Um die Verknüpfung von Technologie und Wissenschaft zu stärken, wurden über den 
Technologiepark hinaus der Science Park und entsprechende Bereiche in der Airport-Stadt 
als „Innovationsschwerpunkte“ dargestellt. In diesen soll gegenüber klassischen Gewerbe-
gebieten ein erweitertes Nutzungsspektrum ermöglicht werden. 
 
Die Streckenführung der A 281 und B 6 (n) werden in ihrer Lage entsprechend der Ergeb-
nisse des Runden Tisches aktualisiert. Das Hauptverkehrsstraßennetz ist kongruent zu den 
Darstellungen im Verkehrsentwicklungsplan (VEP). 
 
Die Darstellungen und Kennzeichnungen des Flächennutzungsplanes wurden zum Beispiel 
hinsichtlich der Sonderbauflächen (z. B. Sonderbaufläche Innovationsschwerpunkte) fortge-
schrieben. 
 
Entsprechend der aktuellen und erwarteten Beschäftigungs- und Wirtschaftsentwicklung 
werden im neuen Flächennutzungsplan in erheblichem Maße Gewerbeflächen in der Arber-
ger / Mahndorfer Marsch im Außenbereich neu dargestellt (Teile davon zunächst für eine 
Zwischennutzung durch Windkraftanlagen). 
 
Die Windkraftvorrangflächen werden neu dargestellt. Dies beinhaltet auf Grund von fachli-
chen Unterlagen und der Abwägung der zahlreichen unterschiedlichen Anregungen sowohl 
Veränderungen des Flächenzuschnitts als auch den Verzicht bzw. die Neudarstellung von 
einzelnen Windkraftvorrangflächen (Rekumer Marsch, Strom, Arsten, nördlich Unisee). 
 
Um neue Lösungsmöglichkeiten im Bremer Westen für die Fortentwicklung der zum Teil 
brach fallenden Kleingartengebiete zu finden, wurde ein Natur- und Freizeitbereich Bremer 
Westen als öffentliche Grünfläche ohne Festlegung näherer Zweckbestimmung dargestellt, 
in dem unterschiedliche Nutzungen wie z. B. Kleingärten und Ausgleichsflächen sowie Wald 
möglich sein sollen. Dies erfordert einen längeren Planungs- und Beteiligungsprozess. Auf 
eine differenzierte Darstellung wurde zum gegenwärtigen Zeitpunkt verzichtet. 
 
Die Darstellung für naturbelassene Flächen bzw. Flächen mit besonderer landschaftspflege-
rischer Bedeutung sowie Waldflächen wurde ausgeweitet. Auf die Darstellung von darüber 
hinausgehenden Ausgleichsflächen wurde verzichtet, um deutlich zu machen, dass auch 
stadtnahe Landwirtschaft trotz der vielfältigen Ausweisungen von Natur- und Landschafts-
schutz weiterhin eine Rolle spielen und auch nach Ausgleichsmöglichkeiten im Siedlungs-
bereich gesucht werden muss. Nur an einzelnen Stellen wurden Ausgleichsmaßnahmen-
schwerpunkte durch ein Symbol gekennzeichnet. Ausgleichsmaßnahmen im Siedlungs-
raum sollen auf der Grundlage der Maßnahmenvorschläge des Landschaftsprogramms und 
durch deren Umsetzung erfolgen. 
 
Darüber hinaus wird die Möglichkeit genutzt, entsprechend § 5 Abs. 1 Satz 2 BauGB aus 
dem Flächennutzungsplan Flächen und sonstige Darstellungen auszunehmen („weiße Flä-
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chen“). Dies betrifft den Bereich einer randlichen Bebauung in der Wölpsche, die rechtliche 
Klärung einer Bebauung in Brokhuchting sowie den Bereich der Norddeutschen Steingut. In 
diesen Gebieten ist die Diskussion der städtebaulichen Entwicklungsziele noch nicht abge-
schlossen. Die Fragen, die hier vor einer endgültigen Abwägung verschiedener Nut-
zungsoptionen geklärt werden müssen, betreffen z. B. Umweltschutzfragen aber auch Fra-
gen des Bedarfs. 
 
Weitere Bereiche,  für die noch städtebauliche Fragen insbesondere des Bedarfs offen sind, 
werden mit „Prüfungsbedarf“ und durch Schraffuren und Randsignaturen Bereiche gekenn-
zeichnet. Hier sind noch umfassendere Planungs- und Beteiligungsprozesse erforderlich. 
Für letztere liegen  bereits abgewogene Vorschläge für die grundsätzliche Art der Nutzung 
vor (Natur- und Freizeitpark Bremer Westen; 2. BA Wohn- und Büropark Oberneuland; 
mögliche Erweiterung von Gewerbeflächen am Bremer Airport), nicht aber interne Differen-
zierungen wie der Zeitpunkt der Erforderlichkeit.  
 
Damit wird die Zielsetzung einer frühzeitigeren Information der Bevölkerung und einer er-
weiterten unmittelbaren Beteiligung im neuen Flächennutzungsplan verankert. 
 
Im Ergebnis wurde mit den oben genannten strukturellen Änderungen, einigen größeren 
Neudarstellungen und mit weit über 1.000 überwiegend kleinflächigen Änderungen und 
neuen Darstellungen auf die aktuellen Anforderungen und Zielsetzungen der Stadtentwick-
lung in Bremen reagiert. 
 
 
� Flächenbilanz und Umweltbericht 

Die vorliegenden Ergebnisse der Flächenbilanz und des Umweltberichts zeigen Folgendes: 
 
Innerhalb des im Flächennutzungsplan dargestellten Siedlungsraumes gibt es zusätzlich zu 
umstrukturierten Brachen und leerstehenden Gebäuden rund 1.000 ha Reserveflächen für 
bauliche Entwicklungen. Die Darstellung der Siedlungsflächen im Flächennutzungsplan 
kann daher gegenüber dem bisherigen Darstellungsstand geringfügig vermindert werden, 
ohne damit notwendige Entwicklungen zu verhindern. Der Gesamtdarstellungsrahmen der 
Siedlungsfläche im Flächennutzungsplan-Entwurf bezieht auch mit ein, dass der Flächen-
verbrauch gegenüber den 1990er Jahren schon erheblich zurückgegangen ist (vormals 
über 100 ha pro Jahr Flächenneuinanspruchnahme; in den letzten Jahren zwar leicht stei-
gend, jedoch nur noch ca. 40 ha). 
 
Im systematischen Teil des Umweltberichts erfolgt eine Betrachtung aller größeren einzel-
nen Änderungen. Im Ergebnis zeichnet sich eine insgesamt ausgeglichene Umweltbilanz 
ab.  Neudarstellungen von Bau- und Verkehrsflächen stehen  Rücknahmen von Bauflächen 
in vergleichbarem Umfang gegenüber. Insbesondere gehen in diese positive Bilanz die Re-
vitalisierung und Umnutzung von Hafen und Gewerbebrachen ein. 
 
Der strategische Teil des Umweltberichts untersucht, wie sich die Summe aller Planände-
rungen auswirkt. Hier zeichnet sich ab, dass einer insgesamt positiven Umweltbilanz Kon-
flikte der Innenentwicklung auf lokaler Ebene gegenüberstehen. Der Bericht macht jedoch 
auch deutlich, dass Innenentwicklung auch unter stadtklimatischen und immissionsrechtli-
chen Gesichtspunkten umweltverträglich möglich ist. 
 
Im Übrigen wird auf den anliegenden Planentwurf und den Text der Begründung verwiesen. 
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Zum Verfahren nach dem BauGB 
 

1. Planaufstellungsbeschluss 
 
Die Deputation für Bau und Verkehr hat am 22. Mai 2008 einen Planaufstellungsbeschluss 
zum Flächennutzungsplan Bremen gefasst. Gleichzeitig hat die Deputation für Umwelt und 
Energie die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Bremen zur Kenntnis genommen. 
Dieser Beschluss ist am 30. Mai 2008 im Weser-Kurier öffentlich bekannt gemacht worden. 
 

� Zielsetzungen 

Die wesentlichen Zielsetzungen für eine Flächennutzungsplan-Neuaufstellung in Bremen 
ergeben sich aus folgenden Entwicklungen und Anforderungen, die in dem vorlaufenden 
Leitbild-Prozess “Bremen! Lebenswert, urban, vernetzt! – Leitbild der Stadtentwicklung 
2020“ konkretisiert worden sind: 

• Anpassung an den Demografischen Wandel 
• Wirtschaftlicher Strukturwandel und Infrastrukturanpassung 
• Erhalt und Revitalisierung von Stadtbereichen; sozio-ökonomischer Wandel 
• Nachhaltige Stadtentwicklung unter den Bedingungen des Klimawandels 
• Stärkung der Innenentwicklung und Flächen sparendes Bauen 
• Vernetzung in der Region. 

 
 

2. Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB sowie der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB 
 
Im Rahmen der Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Bremen 2025 ist die frühzeitige 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung in zahlreichen öffentlichen Veranstaltungen und 
Workshops durchgeführt worden. In den Veranstaltungen sind die Bürgerinnen und Bürger 
sowie die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange über die unterschiedlichen 
Anforderungen, Sichtweisen, Erwartungen und Zukunftsbilder in der Stadt konkret stadtteil-
bezogen aber auch gesamtstädtisch unterrichtet worden.  
 

• In dem PerspektivenWochenende am 29. und 30. Januar 2010 hat erstmals im Rahmen 
einer Ausstellung die Möglichkeit bestanden, Arbeitsergebnisse anzuschauen, zu hinter-
fragen und zu diskutieren. Die öffentliche Präsentation dieser Ergebnisse hat am 17. Feb-
ruar 2010 im Rathaus stattgefunden.  

• Der Untersuchungsrahmen für die im Zuge der Neuaufstellung erforderliche strategische 
Umweltprüfung ist am 23. Juni 2010 in einem Erörterungstermin festgelegt worden.  

• Die frühzeitige Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung begann mit dem Leitbildprozess 
und stadtweiten Versammlungen. In der Veranstaltung am 28. November 2012 waren im 
Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung auch die Nachbargemeinden beteiligt.  

• Die Bürgerinnen und Bürger sind speziell in öffentlichen Einwohnerversammlungen sowie 
in mehreren öffentlichen Sitzungen der Beiräte über die Planungsziele der Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplanes unterrichtet worden. 

• In den öffentlichen Beirats- und Bauausschusssitzungen sowie in Sitzungen z. B. mit 
Kammern, Verbänden, Bürgerinitiativen und Gremien z. B. des Kommunalverbundes Nie-
dersachsen/Bremen e. V. wurden über 1.000 Personen unmittelbar erreicht. Hinzu kom-
men die Teilnehmer der Leitbilddiskussionsforen vergangener Jahre und des Workshops 
im Juni 2013. 

• Der Flächennutzungsplan-Neuaufstellungsprozess findet auch mit breiter Online-
Öffentlichkeitsbeteiligung statt (www.fnp-bremen.de). Die Zahl der intensiven Nutzerinnen 
und Nutzer (längerer Verbleib auf der Webseite und/oder Downloads) betrug ca. 3.000 
Personen. Dies zeigt, dass dadurch mehr Bürgerinnen und Bürger erreicht wurden als 
„offline“ in den klassischen Versammlungen. 
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• Insgesamt wurden so über 2.000 Einzelanliegen erfasst (485 Bürgerstellungnahmen onli-
ne; ca. 300 Anliegen über Beiratstellungnahmen; 300 Punkte verwaltungsintern von ver-
schiedenen Referaten und rund 1.000 Fragestellungen von TöB). 
Die Sichtung und Bündelung dieser Einzelanliegen, die z. B. auch über eine kartogra-
phische Aufbereitung erfolgt, ergibt rund 500 ortsbezogene Sachverhalte. 

• In einer weiteren Veranstaltung am 14. Juni 2013 sind die stadtweiten fachlichen Themen 
des Flächennutzungsplanes in Ergänzung zu den Erörterungen lokaler und sektoraler 
Fragen der bisherigen Beiratsbeteiligung sowie Beteiligung der Verbände und anderer 
Träger öffentlicher Belange mit den Vertretern der Verwaltung diskutiert worden. Der 
Workshop stellt zugleich den vorläufigen Schlusspunkt der frühzeitigen Beteiligung dar 
und leitete in die Phase der Einarbeitung der Anregungen und Hinweise in die Planentwür-
fe über. 

 
 

2.1. Ergebnis der frühzeitigen Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung  
 
Die anlässlich dieser frühzeitigen Beteiligungen eingegangenen Stellungnahmen und Hin-
weise mit den Äußerungen im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad 
der Umweltprüfung wurden dokumentiert, bewertet und in den Planungsprozess einbezogen.  
Die von den Ortsämtern durchgeführten Einwohnerversammlungen wurden protokolliert; die 
entsprechenden Niederschriften sind der Vorlage als Anlage beigefügt. Auf den Inhalt wird 
verwiesen. 
 

3. Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB 
 

Gemäß § 4 Abs. 2 BauGB sind folgende Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belan-
ge bei dem Verfahren zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes beteiligt worden 
(Stand: 28. Februar 2013): 

• Deutsche Telekom AG, T-Com 

• Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH, Region Niedersachsen/Bremen 

• Deutsche Post Real Estate Germany GmbH 

• DB Services Immobilien GmbH, Niederlassung Hamburg,  Immobilienbüro Bremen 

• Eisenbahn-Bundesamt - Außenstelle Hannover - 

• Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

• Wasser- und Schifffahrtsamt Bremen 

• DFS Deutsche Flugsicherung GmbH 

• Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung 

• Wehrbereichsverwaltung Nord 

• Senatskanzlei 

• Der Senator für kirchliche Angelegenheiten 

• Der Senator für Inneres und Sport 

• Polizei Bremen L 26 - Kampfmittelräumdienst – 

• Ortsamt Hemelingen 

• Ortsamt Burglesum 

• Ortsamt Vegesack 

• Ortsamt Blumenthal 

• Ortsamt Horn-Lehe 

• Ortsamt Huchting 

• Ortsamt Obervieland  

• Ortsamt Osterholz 

• Ortsamt Blockland 

• Ortsamt Borgfeld 
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• Ortsamt Oberneuland 

• Ortsamt Seehausen 

• Ortsamt Strom 

• Ortsamt Mitte / Östliche Vorstadt 

• Ortsamt West 

• Ortsamt Neustadt / Woltmershausen 

• Ortsamt Schwachhausen / Vahr 

• Der Senator für Justiz und Verfassung 

• Die Senatorin für Bildung und Wissenschaft  

• Universität Bremen 

• Der Senator für Gesundheit 

• Gesundheitsamt Bremen 

• Die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen  

• Bremische Zentralstelle für die Verwirklichung der Gleichberechtigung der Frau 

• Landesbehindertenbeauftragte der  Freien Hansestadt Bremen 

• Gewerbeaufsicht des Landes Bremen 

• Landesamt für Denkmalpflege 

• Landesarchäologie 

• Umweltbetrieb Bremen  

• hanseWasser 

• ENO - Entsorgung Nord GmbH 

• Bauamt Bremen-Nord 

• Amt für Straßen und Verkehr 

• Bau und Vermietung von Nahverkehrsanlagen 

• GeoInformation Bremen 

• Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen  

• Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen, – Luftfahrtbehörde – 

• Hafenbehörde Bremen 

• Hafenbehörde Bremerhaven 

• WFB – Wirtschaftsförderung Bremen GmbH - 

• Der Senator für Kultur 

• Geologischer Dienst für Bremen – MARUM – 

• Bremenports GmbH & Co. KG 

• Die Senatorin für Finanzen -22 – 

• Die Senatorin für Finanzen – Geschäftsbereich Bundesbau – 

• Immobilien Bremen, Anstalt des öffentlichen Rechts 

• Bundesbau B4 bei Immobilien Bremen 

• Bremische Evangelische Kirche 

• Katholischer Gemeindeverband in Bremen 

• SCHURA – Islamische Religionsgemeinschaft Bremen e.V.  

• Handelskammer Bremen 

• Handwerkskammer Bremen 

• Arbeitnehmerkammer Bremen 

• Architektenkammer Bremen 

• Landwirtschaftskammer Bremen 

• Bremischer Deichverband am linken Weserufer 

• Bremischer Deichverband am rechten Weserufer 

• Bremer Straßenbahn AG 

• BREPARK GmbH 
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• Landesverband der Gartenfreunde Bremen e.V. 

• E.ON Netz GmbH 

• TENNET TSO GmbH 

• EWE-AG Bremen 

• swb Netze GmbH & Co.KG 

• Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser e.V. 

• Naturschutzbund Deutschland (NABU)Landesverband Bremen e.V. 

• Mittelweserverband 

• Landesfischereiverband Bremen e.V. 

• Landesjägerschaft Bremen e.V. 

• Zweckverband Verkehrsverbund,Bremen/Niedersachsen 

• Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen GmbH (VBN) 

• Flughafen Bremen GmbH 

• Kommunalverbund Niedersachsen/Bremen e. V. 

sowie die Nachbargemeinden 

• Landkreis Diepholz 

• Landkreis Oldenburg 

• Landkreis Osterholz 

• Landkreis Verden 

• Landkreis Wesermarsch 

• Landkreis Cuxhaven 

• Stadt Bassum 

• Gemeinde Lemwerder 

• Stadt Syke 

• Gemeinde Berne 

• Stadt Verden 

• Gemeinde Oyten 

• Samtgemeinde Harpstedt 

• Stadt Delmenhorst 

• Gemeinde Ritterhude 

• Gemeinde Ganderkesee 

• Flecken Ottersberg 

• Gemeinde Lilienthal 

• Stadt Achim 

• Gemeinde Weyhe 

• Samtgemeinde Hambergen 

• Stadt Twistringen 

• Samtgemeinde Grafschaft Hoya/Weser 

• Gemeinde Dötlingen 

• Gemeinde Grasberg 

• Samtgemeinde Thedinghausen 

• Gemeinde Worpswede 

• Gemeinde Schwanewede 

• Gemeinde Stuhr 

• Stadt Osterholz-Scharmbeck 

• Samtgemeinde Bruchhausen-Vilsen 

• Stadt Bremerhaven – Stadtplanungsamt – 

• Stadt Elsfleth 
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4. Ergebnis der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange ein-
schließlich der benachbarten Gemeinden 
 
Im Folgenden werden angesichts der Fülle der Anregungen nur die wesentlichen Sachver-
halte entsprechend den Bestimmungen des § 3 BauGB dargestellt. Alle einzelnen Kom-
mentierungen finden sich in den zugänglichen Verfahrensunterlagen im Internet unter 
www.fnp-bremen.de.  
 
Folgende Anregungen und Hinweise der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sowie der benachbarten Gemeinden werden dargestellt: 

Glied.-Nr. Behörden, sonstigen Träger öffentlicher Belange u. benachbarte Gemeinden 
4.1 Der Beirat Neustadt 
4.2 Der Beirat Obervieland 
4.3 Der Beirat Huchting 
4.4 Der Bauausschuss Strom 
4.5 Der Beirat Seehausen 
4.6 Der Beirat Woltmershausen 
4.7 Die Bauausschüsse Mitte und Östliche Vorstadt 
4.8 Der Beirat Schwachhausen 
4.9 Der Beirat Vahr 
4.10 Der Beirat Horn-Lehe 
4.11 Der Beirat Borgfeld 
4.12 Der Beirat Oberneuland 
4.13 Der Beirat Osterholz 
4.14 Der Beirat Hemelingen 
4.15 Der Beirat Findorff 
4.16 Der Beirat Walle 
4.17 Der Beirat Gröpelingen 
4.18 Der Beirat Burglesum 
4.19 Der Beirat Vegesack 
4.20 Der Beirat Blumenthal 
4.21 Die Handelskammer 
4.22 Die Architektenkammer 
4.23 Der Bremische Deichverband am linken Weserufer 
4.24 Der Bremische Deichverband am rechten Weserufer 
4.25 Die Ev. Luth.St. Jacobi Kirchengemeinde 
4.26 Die Bremer Straßenbahn AG 
4.27 Die Bundesaufsicht für Flugsicherung 
4.28 Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes 
4.29 Die Landeszentrale für politische Bildung Bremen 
4.30 Die DB Services Immobilien GmbH 
4.31 Der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser e. V. 
4.32 Der Verkehrsbund Bremen/Niedersachsen (VBN) 
4.33 Der Landesverband der Gartenfreunde 
4.34 ArcelorMittal 
4.35 Das Unternehmerforum Nord 
4.36 Der Landkreis Wesermarsch 
4.37 Die Gemeinde Lemwerder 
4.38 Die Gemeinde Berne 
4.39 Der Landkreis Osterholz 
4.40 Die Gemeinde Schwanewede 
4.41 Die Gemeinde Lilienthal 
4.42 Die Gemeinde Worpswede 
4.43 Der Landkreis Verden 
4.44 Die Stadt Verden 
4.45 Die Gemeinde Oyten 
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4.46 Die Stadt Achim 
4.47 Der Landkreis Diepholz 
4.48 Die Gemeinde Weyhe 
4.49 Der Landkreis Oldenburg 
4.50 Die Gemeinde Dötlingen 
4.51 Die Gemeinde Ganderkesee 
4.52 Die Stadt Delmenhorst 
4.53 Die Stadt Bremerhaven 
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4.1 Der Beirat Neustadt hat durch Beschluss vom 18. April 2013 folgendes mitgeteilt: 

„ 

“ 
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Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Neustadt kritisiert die Darstellung von Hauptverkehrsstraßen im Bereich des 
Flughafendamms und des Straßenzuges Friedrich-Ebert-Straße. Weiterhin wird gefordert, 
an der Neuenlander Straße umfänglicher Gemischte Baufläche darzustellen. 

 
Ungeachtet der Entlastungsfunktionen, die die A 281 für die genannten Straßenzüge besit-
zen soll, werden sie auch weiterhin eine wichtige Funktion als Hauptverkehrsstraßen erfül-
len müssen. Insbesondere die Anbindung des Flughafens ist so auch im Verkehrsentwick-
lungsprogramm dokumentiert. 
Die Zielsetzung, die Neuenlander Straße in weiten Teilen zu einer Stadtstraße umzuwan-
deln, eröffnet tatsächlich die Möglichkeit eines breiten Nutzungsspektrums einschließlich 
Wohnnutzung an der Neuenlander Straße. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass in ande-
ren Bereichen auch weiterhin Ansiedlungsmöglichkeiten für Gewerbebetriebe aufrechterhal-
ten werden sollen. Daher wird vorgeschlagen, nur einen Teilbereich, in dem insbesondere 
heute schon gewohnt wird, als Gemischte Baufläche darzustellen. Weitergehende Darstel-
lungsänderungen bedürfen einer zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht vorliegenden Ge-
samtplanung. 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Planentwurf insofern anzupassen. 
 
Der Beirat Neustadt weist darauf hin, dass am Eingang des Huckelrieder Parks Grünfläche 
dargestellt werden solle. Weiterhin verweist er darauf, dass im Bereich des Weserufers zwi-
schen der Deutschen Gesellschaft zur Rettung Schiffbrüchiger und der Wilhelm-Kaisen-
Brücke ein Grünstreifen dargestellt werden solle. 
 
Im Bereich des Huckelrieder Parks kann die Darstellung zwischen vorhandenen Umsteige-
bereichen und Parkflächen präzisiert werden. Eine Darstellung eines Grünzuges am We-
serufer ist angesichts der beengten Platzverhältnisse, die nicht den Ausbau eines größeren 
Grünbereichs erlauben, nicht zweckmäßig auf der Ebene des Flächennutzungsplanes. 
Die Verwaltung empfiehlt den Planentwurf insofern anzupassen. 
 
Der Beirat Neustadt empfiehlt im Rahmen der Ausweisung der Erweiterungsfläche des Hu-
ckelrieder Friedhofs für Wohnbebauung einen Grünstreifen zum Werdersee vorzusehen 
sowie Abstände zu der vorhandenen Siedlung im östlichen Bereich darzustellen. Weiterhin 
wird die Instandsetzung einer fuß- und Radwegeverbindung am Sieldeich gefordert. 
 
Die beiden genannten Grünverbindungen sind im Rahmen der Maßstäblichkeit des Flä-
chennutzungsplanes nicht darstellbar und sollten ebenso wie die Instandhaltung auf nach-
folgenden Planungsebenen, wie dem verbindlichen Bebauungsplan oder der Radwegepla-
nung geklärt werden. 
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4.2 Der Beirat Obervieland hat mit Schreiben vom 13. Februar 2013 und 30.05.2013 folgendes 

mitgeteilt: 
„ 
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Obervieland regt an, Details in der Begründung richtigzustellen und Kennzeich-
nungen von Altlasten zu prüfen. Weiterhin schlägt er vor, eine Fläche nahe dem Schulge-
lände Hans-Hackmack-Straße nicht als Wohnbaufläche zu nutzen, sondern diese Fläche 
als Gemeinbedarfsfläche darzustellen. 

 
Die Hinweise zur Begründung stellen eine sinnvolle Klarstellung dar. Die angesprochenen 
Altlasten sind hinsichtlich ihrer Ausdehnung nicht geeignet, sie in den Flächennutzungsplan 
aufzunehmen. 
 
Aufgrund der generalisierenden Darstellung des Flächennutzungsplanes wird vorgeschla-
gen, die Darstellung im Bereich der Schule Hans-Hackmack-Straße nicht zu ändern, da hier 
im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung hinreichend Spielräume gegeben sind. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung hinsichtlich des oben angesprochenen Punktes 
entsprechend zu ergänzen und den Planentwurf in den angesprochenen Bereichen unver-
ändert zu lassen. 

 
Auf der Sitzung des Beirats Obervieland am 30.05.2013 wurde ein einstimmiger ablehnen-
der Beiratsbeschluss zu der Frage einer Windkraftvorrangflächendarstellung in Arsten ge-
fasst.  
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Aufgrund der Anregungen der frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung wurden alle Wind-
kraftstandorte nach einem einheitlichen Kriterienkatalog überprüft. Für Arsten ergeben sich 
dabei Modifikationen der westlichen Teilfläche und die Empfehlung, auf die östliche Teilflä-
che (nahe Riederdamm) gänzlich zu verzichten. Im Ergebnis wird somit empfohlen, die 
Windkraftflächendarstellungen zu begrenzen, auch um die Abstände zur Wohnbebauung zu 
erhöhen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf insoweit anzupassen. 

 
 
4.3 Der Beirat Huchting hat mit Schreiben vom 18. April 2013 folgendes mitgeteilt: 

„ 
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Huchting gibt im ersten Teil seiner Stellungnahme Hinweise auf Klarstellungen in 
der Begründung (siehe Willakedamm) und insbesondere zu einer Reihe von verkehrlichen 
Fragen (Huchtinger Heerstraße, Wardamm, Straßenbahnverlängerung, Radwegeverbin-
dungen etc.). 
Darüber hinaus setzt sich der Beirat mit der Frage der Darstellung von Gemischter Bauflä-
che im Bereich der Kirchhuchtinger Landstraße und der Huchtinger Heerstraße auseinan-
der und empfiehlt eine Ausweitung. Ebenso wird festgestellt, dass einzelne kleinere Darstel-
lungen im Bereich des Gewerbegebietes Norderoog und im Knechtsand überprüft werden 
sollen. 
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Die verkehrlichen Fragen sind im Zusammenhang des Verkehrsentwicklungsprogramms zu 
klären und entsprechen überwiegend nicht den Darstellungsmöglichkeiten des Flächennut-
zungsplans hinsichtlich der Maßstäblichkeit. 
 
Die Vorschläge hinsichtlich der Präzisierungen der Gewerbegebiete Norderoog und im 
Knechtsand sollten vollzogen werden. Weiterhin empfiehlt es sich, die vorgeschlagenen 
Gemischten Bauflächen an der Kirchhuchtinger Landstraße wie vorgeschlagen vorzusehen. 
Nicht nachvollzogen werden können die Empfehlungen zu Gemischter Baufläche an der 
Huchtinger Heerstraße, da dies dort nicht der Bebauungsstruktur und heutigen Nutzung 
entspricht und auch langfristig zum Beispiel der Einzelhandel auf bestimmte Bereiche kon-
zentriert werden sollte. 
Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung und den Planentwurf entsprechend anzupassen. 
 
Der Beirat Huchting hat sich weiterhin zu der Problematik eines Baugebietes im Bereich 
Brokhuchting geäußert und lehnt eine Herausnahme aus dem Flächennutzungsplan vor 
Klärung der Fragen in dem Planaufhebungsverfahren zum Vorhaben- und Erschließungs-
plan 8 ab. 
 
Richtig ist, dass das Verfahren zur Aufhebung des VEP 8 und die damit verbundene Dis-
kussion noch nicht abgeschlossen sind. Ggf. ist die Änderung des F-Plans aber wesentli-
cher Bestandteil des Aufhebungsverfahrens, so dass eine Auslegung des F-Plan-Entwurfes 
mit der entsprechend geänderten Darstellung Teil des Diskussionsprozesses ist. Daher soll-
te die Fläche weiß dargestellt werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf insoweit zu verändern. 
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4.4 Der Bauausschuss Strom hat mit Schreiben vom 15. April 2013 Folgendes mitgeteilt: 

„ 
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“ 
 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Strom thematisiert den Verzicht auf Bauflächen längs der Stromer Landstraße. 
Er lehnt dies ab, da eine Einwohnerentwicklung, die die Beibehaltung von Infrastrukturen in 
Strom gewährleistet, damit gefährdet sei. Weiterhin wird der Verlauf von Grünverbindungen 
kritisiert. Kleinere Darstellungsänderungen im Bereich von Ortsergänzungen werden akzep-
tiert. Die Darstellung des gesamten Ortsbereiches als „Baufläche mit zu sichernden Grün-
funktionen / besonderes Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben“ wird abge-
lehnt. Weiterhin wird eine Höhenbegrenzung für die nördlich des Dorfes gelegene Wind-
kraftvorrangfläche gefordert und eine Darstellung für weitere im Ortsbereich vorhandene 
Windkraftanlagen. 
 
Eine erneute Abwägung der Argumente des Beirats und der Voraussetzungen, die zum 
Beispiel auf Grund der Grenzziehungen der europäischen Schutzgebiete gegeben sind, hat 
ergeben, dass zwar einige Baugebietsdarstellungen, wie sie bislang im Flächennutzungs-
plan enthalten waren und die auf erheblichen Zuzug in den Ort abstellten, aufgrund der ver-
schiedenen konkurrierenden Ziele für den Raum nicht aufrechterhalten werden sollten. Je-
doch soll eine maßvolle Baugebietsdarstellung geprüft werden, die eine Eigenentwicklung 
des Ortes garantiert. 
Das Argument einer Höhenbegrenzung für Windkraftanlagen aufgrund der geringen Distanz 
zur vorhandenen Bebauung kann nachvollzogen werden. Die Hinweise zu Grünverbindun-
gen sind im Bereich des Wiedbrok nachvollziehbar, an anderer Stelle ist darauf hinzuwei-
sen, dass Grünzüge nicht ohne eine Klärung des Einvernehmens mit Eigentümern herzu-
stellen ist. Hinsichtlich der Darstellung der „Baufläche mit zu sichernden Grünfunktionen / 
besonderes Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben“ ist darauf hinzuweisen, 
dass es sich nicht um eine grundsätzliche Einschränkung von Baumöglichkeiten handeln 
soll, sondern auf den Erhalt der dörflichen Struktur hingewiesen werden soll. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
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4.5 Der Beirat Seehausen hat in seiner Stellungnahme vom 15. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
„ 
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“ 

 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Seehausen stimmt der überwiegenden Anzahl der Darstellungsänderungen zu, 
kritisiert jedoch, dass das Dorfgebiet als „Baufläche mit zu sichernden Grünfunktionen / be-
sonderes Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben“ belegt ist. Weiterhin werden 
einige Grünverbindungen, die private Bereiche betreffen, kritisiert sowie gefordert, die 
Windkraftvorranggebiete in der Nähe der Ortschaft mit einer Höhenbegrenzung zu verse-
hen. 
 
Die Darstellung einer Baufläche mit zu sichernden Grünfunktionen / besonderes Planungs-
erfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben im Bereich des Ortes soll nicht die grundsätzli-
chen Entwicklungsmöglichkeiten einschränken, sondern darauf hinweisen, dass bei einer 
Eigenentwicklung des Ortes der dörfliche Charakter bewahrt wird. Hinsichtlich der Grünzü-
ge ist darauf zu verweisen, dass diese nicht umgesetzt werden können, wenn mit den Ei-
gentümern kein Einvernehmen hergestellt werden kann. 
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Eine generelle Höhenbeschränkung für die Windkraftvorranggebiete kann nicht nachvollzo-
gen werden, da aufgrund der Klimaschutzziele alle Bereiche, die unter Einhaltung der gel-
tenden Lärmschutz- und anderer Vorsorgenormen für eine maximale Windenergienutzung 
geeignet sind, optimal für regenerative Energiegewinnung genutzt werden sollen. 

 
 
4.6 Der Beirat Woltmershausen hat mit Schreiben vom 14. März 2013 folgendes mitgeteilt: 

„ 

 
“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Wolmershausen kritisiert die Darstellung des Hohentorshafens als Gewerbege-
biet. Die übrigen Darstellungen können offensichtlich nachvollzogen werden und es wird ei-
ne Anpassung der verbindlichen Bauleitplanung empfohlen. Die Darstellung des Parkplat-
zes des ehemaligen Brinkmanngeländes solle Wohngebiet sein. 
 
Hinsichtlich der Darstellung des Parkplatzes des Brinkmann-Geländes scheint es sich um 
ein Missverständnis zu handeln, da dieses schon früher vollzogen wurde. Der Hohentorsha-
fen kann zum gegenwärtigen Zeitpunkt aufgrund des vorhandenen Gewerbes auf dem Ge-
lände und in dessen Umfeld nicht als Mischgebiet dargestellt werden, um nicht die wirt-
schaftlichen Aktivitäten der Gewerbebetriebe einzuschränken. 
 

 
 
4.7 Die Bauausschüsse Mitte und Östliche Vorstadt haben sich in einer gemeinsamen Sitzung 

mit dem Flächennutzungsplan befasst. 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Für die Beiräte Mitte und Östliche Vorstadt haben sich die Bauausschüsse in einer gemein-
samen Sitzung mit dem Flächennutzungsplanentwurf auseinandergesetzt. Die Darstellun-
gen wurden im Grundsatz zur Kenntnis genommen, eine abschließende Stellungnahme 
wurde jedoch davon abhängig gemacht, dass durch die Darstellungen von Gemischten 
Bauflächen insbesondere in der Nähe von Bahnbereichen keine Lärmschutzansprüche für 
die Wohnbevölkerung gegenüber der Bahn vermindert werden. 
 
Eine sorgfältige Überprüfung der Situation ergab, dass in Bereichen, in denen keine Bebau-
ungspläne existieren, bei der Planung von Lärmschutzmaßnahmen (entsprechende Plan-
feststellungsverfahren) in der Praxis tatsächlich die Darstellung des Flächennutzungsplanes 
wesentlich mit in die Bewertung einfließt. Insbesondere auf Grund der tatsächlichen Nut-
zung gibt es einige wenige Bereiche, in denen aus fachlichen Gründen die Darstellung von 
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Gemischter Baufläche erforderlich ist. In einigen Bereichen ist sie jedoch sowohl aus Grün-
den der tatsächlichen Nutzung als auch der Zielsetzungen verzichtbar. 
Die Verwaltung empfiehlt daher, die Darstellung der Gemischten Baufläche an der Graf-
Moltke-Straße beiderseits der Bahnlinie und ebenso bei den Straßen St.-Jürgen-Straße und 
Friedrich-Karl-Straße in Wohnbaufläche zu verändern. 
 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 
 

4.8 Der Beirat Schwachhausen hat per Protokoll der Beiratssitzung vom 28. Februar 2013 fol-
gendes mitgeteilt: 

 „ 
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 „ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Schwachhausen regt an, methodische Fragen in der Begründung und im Um-
weltbericht zu verbessern, sowie die Verknüpfung mit dem Landschaftsprogramm und dem 
Verkehrsentwicklungsplan sicherzustellen und eine Reihe von Freiflächen im Flächennut-
zungsplan darzustellen. Weiterhin wird gefordert, entsprechend den Darstellungen des 
Landschaftsprogramms keine Bauflächen im Bereich der Verlängerung der H.-H.-Meier-
Allee darzustellen und eine Reihe von Flächendarstellungen, insbesondere im Bereich der 
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Gemeinbedarfsflächen, zu verändern. Wesentlich ist dem Beirat auch die Überprüfung des 
Umfangs der Gemischten Baufläche im Bereich der Schwachhauser Heerstraße. 
 
Der Beirat Schwachhausen hat sich weiterhin zwei Bürgeranträge vom 27.02. und 
28.02.2013 (s. o.) zu Eigen gemacht, die Anregungen zur Darstellung des Flächennut-
zungsplanentwurfs im Bereich der Wachmannstraße zwischen Am Stern und Hartwigstraße 
enthalten. Es wird vorgeschlagen, anstatt Gemischter Baufläche hier Wohnbaufläche dar-
zustellen. 

 
Auf Basis der Anregungen, die hier und von anderer Seite vorgetragen wurden, sind die 
Begründung und der Umweltbericht gegenüber dem Stand der frühzeitigen Beteiligung zwi-
schenzeitlich hinsichtlich der o. g. Fragestellungen fortgeschrieben worden. Insofern wird 
empfohlen, die entsprechenden Anregungen aufzugreifen. Ebenso sind weitere Anglei-
chungsschritte von Landschaftsprogramm und Verkehrsentwicklungsplan im weiteren Ver-
fahrensfortgang vollzogen worden. 
 
Die Darstellungen im Bereich der H.-H.-Meier-Allee / Kälberkampsweg sollten aufgrund ei-
ner Überprüfung verschiedener Sachverhalte (Altlasten, Ausgleichsflächen etc.) angepasst 
werden. Die Argumentation des Beirates, die sich auch auf Darstellungen des Landschafts-
programms stützt, wird in den Diskussionen um eine Nachverdichtung an der Straßenbahn-
linie, wie sie in einem Prüfbereich angeregt wird, eine zentrale Rolle spielen müssen. Ent-
sprechend wird vorgeschlagen, die Darstellung für den Bereich zu verändern. 
 
Die Anregungen zu der Darstellung von Grünflächen und auch beispielsweise hinsichtlich 
der Darstellung einer Kindertagesstätte im Flächennutzungsplan wurden überprüft. Hierzu 
ist festzustellen, dass bis auf die durchaus sinnvolle Darstellung des Platzes an der H.-H.-
Meier-Allee / Emmastraße alle anderen erwähnten bzw. geprüften Flächen nicht der Maß-
stäblichkeit des Flächennutzungsplans entsprechen und nur auf Ebene der verbindlichen 
Bauleitplanung dargestellt werden können. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung einschließlich des Umweltberichtes sowie die 
Plandarstellung entsprechend anzupassen. 
 
Die Schwachhauser Heerstraße ist eine Hauptverkehrsstraße, die schon traditionell durch 
eine dichte Bebauung, öffentliche Einrichtungen (Krankenhaus, Schulen) und viele Dienst-
leistungen geprägt ist. Eine kritische Überprüfung der Argumente des Beirates Schwach-
hausen legt nahe, dass die Darstellung Gemischte Baufläche zwischen Metzer Straße und 
Orleansstraße (beidseitig) entbehrlich ist und auf die Bereiche beschränkt wird, die eindeu-
tig höhere Bau- und Arbeitsplatzdichten als Wohnbauflächen schon heute aufweisen. 
 
Schon bislang war die Darstellung in den angesprochenen Bereichen der Wachmannstraße 
Gemischte Baufläche. Sie wird nur unwesentlich verändert, nämlich den Abgrenzungen des 
Zentren- und Einzelhandelskonzeptes angepasst. Dies wurde in ganz Bremen einheitlich für 
die als zentrale Versorgungsbereiche dargestellten Bereiche entsprechend den gesetzli-
chen Möglichkeiten des Baugesetzbuches und der Baunutzungsverordnung so vorgenom-
men. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Plan insoweit unverändert zu belassen. 
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4.9 Der Beirat Vahr hat mit Schreiben vom 17. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
 „ 

  “ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Vahr regt an, eine Wohnbaufläche, die längs der Straßenbahnlinie 1 in der Kon-
rad-Adenauer-Allee vorgeschlagen worden war, in ihrer Lage und Form zu verändern. 
 
Die ursprünglich vorgeschlagene Fläche ist zwar, im Gegensatz zu der vom Beirat vorgese-
henen,  in öffentlichem Besitz, aufgrund der hohen Betroffenheit von Kleingartenvereinen, 
die keine Leerstände aufweisen, wird jedoch vorgeschlagen, der Anregung des Beirates zu 
folgen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Plan insoweit zu ändern. 
 
 

4.10 Der Beirat Horn-Lehe hat mit Schreiben vom 11. März 2013 folgendes mitgeteilt: 
 „ 
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Horn-Lehe regt an zu prüfen, ob sich zwischen der Wohnbebauung an der Lilien-
thaler Heerstraße und dem Gewerbegebiet Horn-Lehe West ein Wohngebiet darstellen 
lässt. 
Weiterhin setzt er sich kritisch mit der Darstellung Gemischter Baufläche im Bereich der 
Horner Heerstraße/Ronzelenstraße (341 – 417) und entsprechenden Änderungsbereichen 
an der Leher Heerstraße (343-457) auseinander. Außerdem regt er an, einen Bereich an 
der Marcusallee und Berckstraße mit der Grünschraffur (Bauflächen mit zu sichernden 
Grünfunktionen/besondere Planungserfordernis bei Innenentwicklungsvorhaben) zu kenn-
zeichnen. 
 
Die Wohnbauflächendarstellung im Flächennutzungsplan im Bereich der Westseite der Lili-
enthaler Heerstraße ist so umfänglich, dass hier aller Voraussicht nach noch eine zweite 
Bauzone möglich ist. Entsprechend dem vorhandenen Bebauungsplan für das Gewerbege-
biet Horn-Lehe West schließt daran eine Grünzone als Puffer zwischen Wohnen und Ge-
werbe an. Es erscheint nicht sinnvoll, die Wohnbebauung bis unmittelbar an das Gewerbe-
gebiet zu ziehen. Zur Klarstellung wird vorgeschlagen, die Grünfläche entsprechend darzu-
stellen. 
 
Die Anregungen zu einer präziseren Abgrenzung der Gemischten Bauflächen werden als 
sachlich richtig gesehen. Die Anregungen zur Grünschraffur werden geteilt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Plan insoweit anzupassen. 
 
 



- 38 - 

 

4.11 Der Beirat Borgfeld hat mit Schreiben vom 11. Dezember 2012 folgendes mitgeteilt: 
 „
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat befürchtet, dass durch eine Flächennutzungsplanänderung am Hamfhofsweg 
(361-597 und 361-1174), sowie durch die Änderung der Darstellung Am Großen Dinge 
(361-475), so große Wohnbaupotenziale erschlossen werden, dass vorhandene Infrastruk-
turen überlastet wären und erhebliche ökologische Beeinträchtigungen zu befürchten seien. 
Es wird auch darauf verwiesen, dass in Nachbarschaft des Sportplatzes Konflikte mit heran-
rückender bzw. umfänglicher Wohnnutzungen entstehen könnten. 
Der Beirat befürchtet in der Folge eine Erweiterung der Bebauung westlich des Jan-
Reiners-Wegs. 
 
Da der angesprochene Änderungsbereich am Hamfhofsweg auch schon bebaute Grund-
stücke und wertvolle Grünbestände enthält und frei bebaubar nur zwei Ackerflächen wären, 
ist das in der Beiratsstellungnahme unterstellte Baupotenzial deutlich zu hoch gegriffen. So 
können hier maximal 30 neue Wohnhäuser entstehen, soweit dies auf Flächennutzungspla-
nebene abgeschätzt werden kann. 
Der Anregung des Beirates, aufgrund der allgemeinen infrastrukturellen Auslastung und 
möglicher Konflikte mit der Sportnutzung auf eine umfängliche Wohnbauentwicklung in dem 
Bereich zu verzichten, sollte hinsichtlich der Darstellung Am Großen Dinge gefolgt und kei-
ne geänderte Darstellung in Wohnbaufläche vorgenommen werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insoweit, den Plan anzupassen. 
 
Der Flächennutzungsplanentwurf dient auch der Klarstellung, dass keine weitere Bebauung 
westlich des Jan-Reiners-Weges vorgesehen ist (siehe Darstellung Fläche für die Landwirt-
schaft). 
 
 

4.12 Der Beirat Oberneuland hat per Beiratssitzung vom 23. April 2013 den aktuellen Sachstand 
zum Entwurf des Flächennutzungsplanes zur Kenntnis genommen. 
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4.13 Der Beirat Osterholz hat mit Schreiben vom 15. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
 „ 

“ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat Osterholz lehnt jegliche Darstellung von Wohnbaufläche in der Osterholzer 
Feldmark ab und fordert die volle Wiederherstellung des Landschaftsschutzes. 
 
In der frühzeitigen Beteiligung wurde auf der einen Seite der Vorschlag gemacht, die bis-
lang dargestellte Baufläche deutlich zu reduzieren, andererseits aber auch durch eine ent-
sprechende Darstellung darauf hingewiesen, dass in der Nähe des zukünftigen Bahnum-
steigepunkts Mahndorf der Bedarf für eine städtebauliche Entwicklung geprüft werden soll-
te. 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Plan insoweit anzupassen. 
 
 

4.14 Der Beirat Hemelingen hat mit Schreiben vom 01. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
 „ 
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- 45 - 

 

 

 „ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Für den Bereich Hemelingen wird thematisiert, dass die Schule an der Brinkmannstraße 
dargestellt werden solle. Weiterhin wird kritisiert, dass im Bereich Brüggeweg sehr umfäng-
lich der Zentrumsbereich durch gemischte Baufläche dargestellt wurde (383-606,383-605). 
Weiterhin wird gefordert, die Darstellungen im Bereich des Könecke-Geländes von Gewer-
be zu Misch zu ändern (382-905). 
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Für den Bereich des Hemelinger Hafens und seinem Umfeld wird eine umfängliche Darstel-
lung der Nutzungen thematisiert, um Wohn- und Freizeitnutzungen zu ermöglichen. (383-
780). 
 
Im Bereich der Heumarschstraße (383-609) wird angeregt, einen derzeit als Gemischte 
Baufläche dargestellten Bereich als Wohnbaufläche darzustellen. 
Es wird angeregt, weite Teile der im Bereich der Hahnenstraße gelegenen Gewerbeflächen 
in Wohnbauflächen umzuwandeln. 
 
Auf dem Könecke-Gelände sind im nördlichen Bereich schon Wohnnutzungen vorhanden. 
Derzeit zeichnet sich noch keine konkrete Folgenutzung ab, jedoch ist die Forderung des 
Beirates nachvollziehbar, hier das Nutzungsspektrum, das innerhalb  Bauflächen zulässig 
ist, vorzusehen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 
Der angesprochene Bereich der Heumarschstraße ist von reiner Wohnnutzung dominiert. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 
Eine Umwandlung der vorhandenen Gebiete an der Hahnenstraße in Wohnbauflächen ist 
aufgrund der vorhandenen Gemengelage nicht möglich, jedoch ist für Teilbereiche die Dar-
stellung als gemischte Baufläche sinnvoll. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 
Die Möglichkeit einer planerischen Umgestaltung im Bereich des Hemelinger Hafens und 
dessen Umfeld kann erst in einem längerfristigen Planungsprozess im Detail abgeklärt wer-
den 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Für den Ortsamtsbereich Sebaldsbrück wird neben zustimmenden Stellungnahmen vor al-
len Dingen nach der Übereinstimmung der Darstellung des Sebald-Centers (381-612) mit 
den Bebauungsplänen gefragt. 
 
Der Bebauungsplan hat für die später durch Kaufland genutzte Fläche(ehemals Sebald-
Center) Kerngebiet festgesetzt. Dabei handelt es sich um einen Solitärstandort abgesetzt 
vom Stadtteilzentrum. Die Darstellung als Sonderbaufläche Einzelhandel verdeutlicht, dass 
der Standort nicht Teil des zentralen Versorgungsbereichs im Sinne des BauGB ist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 
Für den Ortsamtsbereich Hastedt wird auf der einen Seite angeregt, Darstellungen  Bauflä-
che zurückzunehmen (z. B. Alter Postweg; 382-601),  auf der anderen Seite im Bereich des 
Gewerbegebiete Stresemannstraße (382-749) vorgeschlagen, eine deutliche Ausweitung  
Baufläche vorzunehmen.  
 
Im Bereich des Alten Postweges dominiert tatsächlich die Wohnnutzung. Entsprechend ist 
eine Darstellung  Baufläche hier entbehrlich. Im Gewerbegebiet Stresemannstraße sind im 
südlichen Bereich heute schon erhebliche Wohnnutzungen vorhanden. Daher erscheint hier 
die Darstellung  Baufläche sinnvoll.  
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 
Es wird vom Beirat eine Ausweitung von Gemischter Baufläche zwischen der Bahnlinie 
Kirchweyhe - Sagehorn und der Arberger Heerstraße (384-531) kritisch angesprochen. 
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Die Darstellung  Baufläche entspricht in dem Bereich der vorhandenen Nutzung. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Für den Bereich Arbergen merkt das Ortsamt an, dass die Darstellung des Gewerbegebie-
tes Arbergen / Mahndorf (Baustufe 3) abgelehnt wird (385-537).  Ebenso werden weitere 
Darstellungen in diesem Bereich (385-541; 561) abgelehnt. 
Die Darstellung einer kleineren Windkraftvorrangfläche in der Arberger Marsch wird mit dem 
Argument fehlender Ausgleichsmaßnahmen vor Ort abgelehnt. 
 
Die Frage einer Gewerbegebietsentwicklung in diesem Bereich wurde im gesamtstädti-
schen Kontext im Gewerbeflächenentwicklungsplan geklärt. Im Rahmen der Flächennut-
zungsplanneuaufstellung haben sich keine neuen Abwägungsgesichtspunkte ergeben. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, insoweit den Plan unverändert zu lassen.  
 
Für den Bereich Mahndorf regt das Ortsamt an, weniger Gemischte Baufläche im Umfeld 
des Bahnhofs Mahndorf darzustellen (385-516; 517; 518).  
 
Die gemischten Bauflächen wurden, wie in anderen Stadtteilen auch, insbesondere auf den 
Bereich der zentralen Nahversorgungsbereiche begrenzt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Plan insoweit anzupassen.  
 
Der Beirat lehnt die Darstellung einer großflächigen Windkraftvorrangfläche in der Mahndor-
fer Marsch mit dem Hinweis auf fehlende Ausgleichsmaßnahmen ab (385-537; 538). Eben-
so wird die Darstellung eines Sees abgelehnt.  
 
Im Rahmen des Landschaftsprogramms wurde ein Maßnahmenkatalog erarbeitet, der als 
Pool für Ausgleichsmaßnahmen dient. Hier ist auch eine Reihe von Vorschlägen für den 
Bremer Osten enthalten, dazu gehört auch der o. g. See. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, insoweit den Plan unverändert zu lassen. 
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4.15 Der Beirat Findorff hat mit Schreiben vom 19. April 2013 folgendes mitgeteilt:  
„ 
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“ 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Beirat verweist einleitend auf eine Reihe von insbesondere das Grünsystem des Stadt-
teils betreffende Sachverhalte. Weiterhin fordert er, den Schulstandort Nürnberger Straße 
zu kennzeichnen, die Abgrenzungen des Verkehrsbereichs an der Münchener Straße zu 
verändern, sowie innerhalb des GESTRA-Geländes eine Grünfläche darzustellen. Außer-
dem fordert er, zu prüfen, inwieweit in der Findorffstraße eine Straßenbahnlinie dargestellt 
werden kann. Er regt an, zu überprüfen, ob an der Hemmstraße/Ricarda- Huch-Straße die 
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Darstellung richtig ist (Kirchengelände). Für das Umfeld der Oldenburger Kurve (Bahnanla-
ge) regte er an, die Darstellung einer Freiflächensolaranlage zu prüfen. 
 
Eine Reihe der Anregungen können erst im Rahmen von nachfolgenden Grünplanungen 
und der verbindlichen Bauleitplanung aufgenommen werden. Die Prüfung einer Straßen-
bahnlinie erfolgt im Rahmen des Verkehrsentwicklungsplans (VEP). 
Die Hinweise auf die Erforderlichkeit, besondere klimatische Fragestellungen bei der Innen-
entwicklung zu beachten, werden in einem Beiplan, der im Rahmen der Trägerbeteiligung 
erarbeitet wurde, berücksichtigt. Die Schulstandorte befinden sich ebenfalls vollständig in 
einem Beiplan. Nur größere Schulgelände, die von stadtweiter Bedeutung sind, werden als 
Bedarfsflächen dargestellt. 
Die Anregungen zur Ausweitung der gemischten Bauflächen im Bereich der Münchener 
Straße können gut nachvollzogen werden. Ebenso haben Abstimmungsgespräche ergeben, 
dass es sinnvoll ist, im Bereich der Oldenburger Kurve schon im Flächennutzungsplan die 
Darstellung einer Freifläche, auf der Solaranlagen untergebracht werden können, vorzu-
nehmen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Plan insoweit anzupassen. 
 
 

4.16 Der Beirat Walle hat mit Schreiben vom 19. April 2013 folgendes mitgeteilt:  
„ 

“ 
 
 

4.17 Der Beirat Gröpelingen hat mit Schreiben vom 19. April 2013 folgendes mitgeteilt:  
„ 

 

 
“ 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
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Der Beirat thematisiert eine fehlende Anbindung Ritterhudes an die A 281, kleinere Wege-
verbindungen und hat Vorbehalte gegen die Windkraftvorrangfläche „F“. 
 
Zwischenzeitlich erfolgte Vorklärungen zu einer B 74 im Bereich des Landkreises Osterholz 
haben die Bedeutung einer unmittelbaren Anbindung der Ritterhuder Heerstraße an das 
Autobahndreieck A 27 / A 281 betont. Von daher wird empfohlen, nicht auf eine unmittelba-
re Anbindung zu verzichten und eine Darstellung zu wählen, wie sie im noch geltenden Flä-
chennutzungsplan enthalten ist. 
Hinsichtlich der Wegeverbindungen wird angemerkt, dass diese überwiegend nicht der 
Maßstäblichkeit des Flächennutzungsplans entsprechen. 
Die Windkraftvorrangfläche „F“, die noch nicht bebaut ist, wurde im Rahmen der erneuten 
Überprüfung und Gesamtabwägung zu Windkraftstandorten untersucht. Aufgrund dieser 
Untersuchungen wird vorgeschlagen, eine leichte Veränderung des Standortes vorzuneh-
men, jedoch grundsätzlich an einer Windkraftvorrangfläche in diesem Bereich festzuhalten. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern, den Planentwurf anzupassen. 
 
 

4.18 Der Beirat Burglesum hat mit Schreiben vom 08. April 2013 folgendes mitgeteilt:  
„ 

 

“ 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Punkte 1 und 2 der Stellungnahme des Beirats betreffen die Darstellung des nördlichen 
Lesumufers im Bereich des Gewerbeparks Steindamm als Grünstreifen. 
 
Diese Darstellung betont die Bedeutung der Entwicklung naturnaher Ufer in tidebeeinfluss-
ten Bereichen. Hiermit ist kein Eingriff in private Flächen des Gewerbegebiets verbunden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen 
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Die Punkte 3, 4 und 6 betreffen Forderungen nach Erhalt der freien Landschaft in seiner jet-
zigen Form, insbesondere, um die Maßnahmen zur Steigerung des sanften Tourismus in 
Burglesum nicht zu beeinträchtigen.  
 
Die Flächennutzungsplanung greift nicht unmittelbar in die Landbewirtschaftung ein. Aller-
dings wurden die Flächen, die derzeit schon sehr extensiv bzw. gar nicht bewirtschaftet 
werden, als naturnahe Flächen dargestellt.  
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Unter Punkt 5 fordert der Beirat, dass die Parkanlagen Knoops Park und Pellens Park zu 
erhalten sind. 
 
Durch die geplante Bebauung an der Billungstraße, die ein altes Gärtnereigelände betrifft, 
wird keine Parkfläche in Anspruch genommen. Die Bebauung soll gleichwohl  unter beson-
derer Rücksichtnahme auf die hohen Wertigkeiten des umgebenden Grüns entwickelt wer-
den. Von daher wurde hier auf Basis der Hinweise aus dem Landschaftsprogramm eine 
„Grünschraffur“ (Bauflächen mit zu sichernden Grünfunktionen / besondere Planungserfor-
dernis bei Innenentwicklungsvorhaben) im Flächennutzungsplan dargestellt, die auf den er-
höhten grünplanerischen Aufwand und die erforderliche Rücksichtnahme hinweist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen.  
 
Unter Punkt 7 wird gefordert, die Burger Heerstraße als zentralen Versorgungsbereich zu 
deklarieren. 
 
Erst im Rahmen einer grundsätzlichen Fortschreibung des Zentren- und Einzelhandelskon-
zeptes wird diese Frage auf der Basis neuer Datenerhebungen und Bewertungen geklärt 
werden können. Derzeit werden nur die von der Bremischen Bürgerschaft beschlossenen 
zentralen Versorgungsbereichen des oben genannten Konzeptes dargestellt.  
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen 
 
Unter Punkt 8 wird gefordert, den Heerstraßenzug nicht als Hauptverkehrsstraße darzustel-
len. 
 
Im Rahmen des Verkehrsentwicklungsplanes werden die Möglichkeiten zu einer Verände-
rung des Hauptstraßennetzes geprüft, jedoch ist schon jetzt erkennbar, dass der Heerstra-
ßenzug nach wie vor eine zentrale Bedeutung für das Hauptverkehrsnetz der Stadt besitzt. 
 
Unter Punkt 9 wird gefordert, die Bauflächendarstellungen sowohl für geplante als auch 
vorhandene Siedlungsbereiche unverändert zu lassen. 
 
Nur an zwei Stellen werden im Flächennutzungsplan noch nicht bebaute Bauflächen ge-
genüber dem fortgeschriebenen Flächennutzungsplan von 2001 verändert. Im Föhrenbrok 
und eine Gemischte Baufläche an der Lesumbroker Landstraße. Die letztgenannte Bauflä-
che wird nicht mehr benötigt, da sie als Baufläche dem ursprünglich geplanten Friedhof im 
Werderland zugeordnet war. Die Wohnbaufläche Föhrenbrok / Dwerhagenstraße wird auf-
grund der hohen Nähe zu den Stahlwerken mit entsprechenden Konflikten im Immissions-
schutzbereich nicht weiterverfolgt. Hinzu kommen Fragen der Erschließung an dieser Stelle. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Die unter Punkt 10 genannten Forderungen zum Sportparksee in Grambke werden schon 
bislang so umgesetzt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
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4.19 Der Beirat Vegesack hat mit seiner Niederschrift zur 9. Sitzung des Ausschusses für Stadt-
entwicklung, Tourismus, Kultur und Wirtschaft vom 27. Juni 2013 folgendes mitgeteilt:  
„ 

 

“ 
 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die überwiegende Anzahl der angesprochenen Fragen wird als Zustimmung zu den Dar-
stellungen des Flächennutzungsplanes gewertet und erfordert keine Änderung der Darstel-
lung bzw. ist Gegenstand der nachfolgenden verbindlichen Bauleitplanung. 
 
Es wird gefordert, auf dem Grundstück der Deutschen Post in der Vegesacker Heerstraße 
weiterhin gewerbliche Nutzung vorzusehen. Wohnbebauung neben der Autobahn werde 
hier nicht favorisiert. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, der Forderung des Beirates zu folgen und entsprechend den Plan 
an dieser Stelle in Gewerbliche Baufläche zu ändern. 
 
Es wird gefordert, den ehemaligen Parkplatz des Vulkangeländes an der Lindenstraße so 
auszuweisen, dass die Ansiedlung eines Verbrauchermarktes möglich wird. 
 
Der fragliche Bereich liegt außerhalb des zentralen Versorgungsbereiches, wie er im Zen-
tren- und Einzelhandelskonzept dargestellt ist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Der Beirat fordert, perspektivisch eine Ausweitung des Science Parkes zu ermöglichen, um 
einen Erhalt des Oeversberges als Sportanlage offen zu halten. 
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Diese Option wird im weiteren Verfahren geprüft. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Es wird gefordert, die sogenannte Meckerwiese als Grünfläche zu erhalten. 
 
Da die Meckerwiese in wesentlichen Teilen für Ausgleichsmaßnahmen genutzt wird, schei-
det eine Bebauung aus. Lediglich der nördliche Rand, der an die Lindenstraße grenzt, wur-
de als Gemischte Baufläche dargestellt. Dies soll zur Stärkung der Vitalität in der Linden-
straße durch die Möglichkeit der Ansiedlung kleinflächigen, nicht Zentren beeinträchtigen-
den Einzelhandels beitragen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 

 
4.20 Der Beirat Blumenthal teilt mit Schreiben vom 19. April 2013 mit: 

„ 

 
“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 

 
Der Beirat Blumenthal fordert eine Darstellung von Gewerbe an der Hospitalstraße und eine 
Optimierung des Gewerbegebietes Farge West.  
 
Im Rahmen des Fachbeitrags „Gewerbeentwicklungsprogramm“ zum Flächennutzungsplan 
wurde auch noch einmal die Bedarfsfrage eines Gewerbegebietes an der Hospitalstraße 
geklärt. Nach derzeitigem Stand gab es keine triftigen Argumente für eine entsprechende 
Darstellung. Das Gewerbegebiet Farge wurde im Rahmen der Flächennutzungsplan-
Neuaufstellung intensiv hinsichtlich geänderter Darstellungen diskutiert. Derzeit dominiert 
jedoch die gewerbliche Nutzung und es wird abgelehnt, zum Beispiel durch eine Darstellung 
als Gemischte Baufläche, hier ansässige Betriebe in ihrer Tätigkeit einzuschränken. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Der Beirat Blumenthal bemängelt das Fehlen von Wohnbauflächen-Darstellungen im Be-
reich der Sandkuhle An der Landesgrenze (Wölpsche). 
 
Im Rahmen der Wohnungsbaukonzeption wurden intensiv die einzelnen Stadtteile hinsicht-
lich des Wohnbauflächenpotenzials und der Nachfrage untersucht. Dabei wurde deutlich, 
dass eine Nachfragekonzentration auf den Zentralbereich Bremens die vordringliche Aufga-
be der Flächennutzungsplan-Neuaufstellung ist. Daher wurde an verschiedenen, eher rand-
lich gelegenen Stellen in der Stadt die Wohnbauflächendarstellung reduziert. 
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Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen 
 
Der Beirat Blumenthal spricht sich gegen den Bau von Windkraftanlagen in der Rekumer 
Marsch aus. 
 
Mittlerweile abgeschlossene fachgutachterliche Untersuchungen haben bestätigt, dass eine 
Reihe von Argumenten gegen die Darstellung einer Windkraftvorrangfläche im Bereich der 
Rekumer Marsch spricht (siehe insbesondere Vogelschutz, Fledermäuse Landschaftsbild 
etc.). 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Flächennutzungsplanentwurf entsprechend zu ändern. 
 
Der Beirat Blumenthal fordert den Bau von Windkraftanlagen auf dem Gelände des Tankla-
gers Farge. 
 
Die Möglichkeit einer entsprechenden Darstellung einer Windkraftvorrangfläche wurde aus-
führlich geprüft. Es stellt sich heraus, dass hierzu jedoch, ungeachtet der Eigentumsverhält-
nisse und der derzeitigen Zuständigkeit des Bundes, noch weitere Untersuchungen erfor-
derlich sind und beim gegenwärtigen Stand insbesondere auch der genauen Erkundung 
des Gebietes hinsichtlich baulicher Anlagen und Altlasten hierzu vorerst keine abschließen-
de Stellungnahme erbracht werden kann. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit unverändert zu lassen. 
 
Der Beirat Blumenthal fordert eine Optimierung des Gewerbegebietes Farge West (gemeint 
ist vermutlich Farge-Ost, s. angedachter S-Bahn-Haltepunkt). 
 
Weitere Untersuchungen dieses Gebietes (Farge-Ost) haben ergeben, dass an einer Reihe 
von Stellen tatsächlich die Darstellung an die tatsächliche Nutzung angepasst werden kann. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Flächennutzungsplanentwurf entsprechend zu ändern. 

 
 
 

4.21 Die Handelskammer teilt mit Schreiben vom 19. April 2013 mit: 
 

„ 
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“ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Handelskammer Bremen regt folgende Sachverhalte an: die verwendete Anzahl der 
Legendenpunkte, die sich gegenüber dem alten Flächennutzungsplanes erhöht hat, wird für 
zu umfangreich gehalten.  
 
Eine erhebliche Anzahl der neu eingeführten Darstellungen bzw. Zweckbestimmungen 
ergibt sich aus der Zusammenführung von Landschaftsprogramm und Flächennutzungs-
plan. Weiterhin wurde die Möglichkeit des Baugesetzbuches genutzt, Ziele der Gemeinde 
auch mit anderen Zeichen als denen der Baunutzungsverordnung / Planzeichenverordnung 
zum Ausdruck zu bringen. Allerdings sind in einzelnen Bereichen zwischenzeitlich Überprü-
fungen erfolgt, die auch eine Reduzierung beinhalten. 
Die Verwaltung empfiehlt insoweit, den Plan und die Begründung anzupassen. 
 
Die Handelskammer Bremen regt weiter an, aufgrund des Erfordernisses weitere Wohnbau-
flächen zur Verfügung zu stellen und die Bautätigkeit zu verstetigen, eine Reihe von Flä-
chenreserven neu darzustellen bzw. die Darstellung beizubehalten (Osterholzer Feldmark, 
Huckelrieder Friedhof, Büropark Oberneuland, Stadtwerder). Weiterhin wird darauf abge-
stellt, keine Herausnahme von Standorten aus dem Flächennutzungsplan vorzunehmen 
(Riederdamm, Brokhuchting). 
 
Entsprechend dem Leitbild der Innenentwicklung, das auch auf die verstärkte Nachfrage 
nach Wohnbaupotenzialen im Innenbereich reagiert, wurde der Vorschlag entwickelt, ein-
zelne Bauflächen in peripherer Lage zu reduzieren bzw. aus dem Flächennutzungsplan 
herauszunehmen. An anderer Stelle, wie dem Friedhof Huckelriede, werden Darstellungen 
neu in den Flächennutzungsplan aufgenommen, um möglichst schnell Wohnbauflächen er-
schließen zu können (Gartenstadt Werdersee). Der Stadtwerder wird für eine derartige In-
nenentwicklung nicht vorgeschlagen, da dieser Bereich für verschiedene Gesichtspunkte 
der Grünversorgung (wohngebietsnahe Kleingärten, Frischluftschneise) eine wichtige ge-
samtstädtische Bedeutung besitzt. 
 
Die Handelskammer regt weiterhin an, Kleingartenflächen aufzugeben und als Wohnbauflä-
che oder Gewerbefläche darzustellen (Erweiterung Gewerbegebiet Bayernstraße; Erweite-
rung der Airportstadt). 
 
Nach wie vor besitzt das Kleingartenwesen in Bremen eine hohe Bedeutung, und gerade in 
letzter Zeit sind Nachfragen auch jüngerer Familien wieder verstärkt zu beobachten. Gleich-
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zeitig wurde für den Bremer Westen ein größerer Bereich abgegrenzt (Natur- und Freizeit-
park Bremer Westen), in dem zukünftig auch andere Freizeitnutzungen stattfinden können. 
Allerdings ist die Zielsetzung hier nicht eine Ausweitung gewerblicher Nutzungen, sondern 
eine Steigerung der Attraktivität des Gebietes durch ökologische Ausgleichsmaßnahmen 
auf brachgefallenen Kleingärten, Erhalt von genutzten Kleingartengebieten und ähnlichen 
Freiflächennutzungen. Für den Bereich nördlich des Gewerbegebietes Airportstadt wird 
vorgeschlagen, eine Erweiterungsmöglichkeit für Gewerbebetriebe zu prüfen. 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Planentwurf anzupassen. 
 

Die Handelskammer regt an, die Anzahl der dargestellten Grünverbindungen zu überprüfen. 

 

Eine Überprüfung der Darstellung und Abwägung mit den betrieblichen Belangen ergab, 
dass z. B. im Bereich Hohentorshafen Modifikationen der Darstellungen erfolgen und die 
Darstellungen auf dem Vulkan-Gelände ersatzlos entfallen sollten. 

 

Die Verwaltung empfiehlt insofern den Planentwurf anzupassen. 
 

Die Handelskammer hält das Gewerbeflächenangebot Bremens langfristig für nicht gesi-
chert und verweist insbesondere auf Potenziale im Bereich Woltmershausen und erhebliche 
Bedarfe in Huckelriede und Huchting. Ebenso wird gefordert, das Gewerbegebiet 
Steindamm zu erweitern. 
 
Mit dem Gewerbeentwicklungsprogramm wurde ein Fachbeitrag zum Flächennutzungsplan 
erarbeitet, der langfristige Perspektiven und auch Aussagen zu einzelnen Gebieten aufzeigt 
und zur Nachfragesicherung verschiedenste Flächen darstellt, die bei der Aufstellung des 
Flächennutzungsplanes berücksichtigt wurden. In diesem Zusammenhang wurden auch al-
le von der Handelskammer benannten Gewerbegebietsvorschläge in der Abwägung be-
rücksichtigt. Dabei ist insbesondere für den Bereich in Woltmershausen und die dort vorge-
schlagene Darstellung als Gemischte Baufläche darauf zu verweisen, dass sich in dieser 
Gebietskategorie auch hohe Dichten an Dienstleistungsarbeitsplätzen erzielen lassen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Planentwurf unverändert zu belassen. 
 

Die Handelskammer äußert sich weiterhin zu einer Reihe von Einzelflächen. So wird ange-
regt, die Darstellung des Geländes der Norddeutschen Steingut und des Vulkan-
Verwaltungsgebäudes als gewerbliche Baufläche zu belassen. 
 
Mögliche langfristige Nutzungsoptionen für das Gelände der Norddeutschen Steingut kön-
nen auf Grund erforderlicher fachlicher Prüfungen noch nicht abschließend festgelegt wer-
den. Daher wird vorgeschlagen, die Fläche weiß darzustellen. Die Nutzungsmöglichkeiten 
des Vulkan-Verwaltungsgebäudes wurden zwischenzeitlich erneut bewertet und das Nut-
zungsspektrum einer Gemischten Baufläche als vereinbar mit der gewerblich industriellen 
Nutzung des Vulkan-Geländes einerseits und den örtlichen Anforderungen des Ortsteils an-
dererseits angesehen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Planentwurf anzupassen. 
 

Von der Handelskammer wird weiterhin vorgetragen, dass das Gebiet "Uni West“ und das 
des verlagerten Campingplatzes weiterhin für Erweiterungen des Technologieparks zur Ver-
fügung stehen müsse.  
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Der Bereich des alten Campingplatzes wurde überprüft und es wird empfohlen, die Fläche 
als Sonderbaufläche Freizeit darzustellen. Die angesprochenen Flächen liegen in der so 
genannten Bürgerparkachse und sollten deshalb für Freiflächennutzungen erhalten bleiben. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Planentwurf anzupassen. 
 

Die Handelskammer regt an, Wohngebietsdarstellungen im Bereich des Mercedes-Werkes 
Sebaldsbrück und im Umfeld der ArcelorMittal zu überprüfen. 
 
Bei der Aufstellung des Bebauungsplans für die Erweiterung des Mercedes-Werkes Se-
baldsbrück in Richtung Schlossparkbad wurden Konfliktlösungen der Nachbarschaft von In-
dustrie und Wohnen überprüft. Eine kritische Überprüfung insbesondere der in großer Nähe 
zum ArcelorMittal-Werk gelegenen, noch nicht baulich genutzten und im Flächennutzungs-
plan dargestellten Wohnbauflächen (Am Föhrenbrok) hat ergeben, dass diese aufgrund der 
Emissions- und Erschließungssituation nur mit hohem Aufwand zu erschließen sind. 
Die Verwaltung empfiehlt, insofern den Planentwurf anzupassen. 
 

Die Handelskammer trägt vor, dass die Verlängerung der Theodor-Barth-Straße mit der 
Darstellung Hauptverkehrsstraße in den Flächennutzungsplan aufgenommen werden sollte. 
Ebenso müsse eine Verbindung zwischen dem Neustädter Hafen und dem GVZ im Bereich 
des Hochwasserpolders möglich sein. 
 
Die Theodor-Barth-Straße entspricht in ihrer späteren Bedeutung einer Hauptverkehrsstra-
ße. 
Eine Verkehrsverbindung zwischen Neustädter Hafen und dem GVZ kann am östlichen 
Rand des Überflutungspolders unter Inanspruchnahme von sehr geringen Flächen ermög-
licht werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, insofern den Planentwurf anzupassen. 
 
 
 
 

4.22 Die Architektenkammer teilt mit Schreiben vom 07. Mai 2013 mit: 
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“ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Architektenkammer nimmt zu einigen grundsätzlichen Fragen der Begründung und des 
Flächennutzungsplans Stellung. So wird angeregt, die Herleitung aus den raumordneri-
schen Zielen zu verdeutlichen. Weiterhin werden Klarstellungen zu den sogenannten 
Schraffurbereichen erwartet. Es wird hinterfragt, ob die umfängliche Darstellung von mehr 
Gemischter Baufläche Genehmigungsvoraussetzung für großflächigen Einzelhandel dar-
stelle. 
 
Der Entwurf der Begründung wurde insbesondere in den oben angesprochenen Punkten 
mittlerweile deutlich gegenüber dem während der frühzeitigen Beteiligung zur Verfügung 
gestellten Exemplar erweitert und klarer gefasst. Dies betrifft insbesondere die Herleitung 
der raumordnerischen Vorgaben einerseits und die Einbindung in die Planungsziele inner-
halb der Region andererseits. 
 
Die Plandarstellung wurde unter anderem aufgrund der Hinweise der Beiräte vor Ort sorg-
fältig hinsichtlich der Abgrenzung Gemischter Bauflächen fortgeschrieben. Im Übrigen ist 
jedoch darauf hinzuweisen, dass gerade durch die auch von der Architektenkammer ange-
sprochene Übernahme der Abgrenzungen der beschlossenen zentralen Versorgungsberei-
che aus dem Zentren- und Einzelhandelskonzept und die Darstellung von Sonderbauflä-
chen Einzelhandel eindeutig klargestellt werden soll, wo großflächiger Einzelhandel möglich 
ist, und wo nur in der Größe angepasste wohnortnahe Versorgung zulässig ist bzw. in Ge-
mischten Bauflächen weitere für Mischgebiete typische Nutzungen angestrebt werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung und den Plan insofern anzupassen. 
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4.23 Der Bremische Deichverband am linken Weserufer teilt mit Schreiben vom 28. Februar 2013 

mit: 
„ 

“ 
“ 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Deichverband links der Weser weist darauf hin, dass sein Verbandsgrundstück voll-
ständig als Baufläche dargestellt werden solle. Weiterhin verweist er auf die Notwendigkeit 
einer planerischen Sicherung des Kleilagers am Wardamm / Vor den Seelanden und die 
Notwendigkeit, den Betriebshof Wardamm als Baufläche darzustellen und sicherzustellen 
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dass es keine Konflikte mit einem planerisch dargestellten Gleis gibt. Ebenso regt er an, die 
Deichlinien und das Hauptgewässernetz des Verbandes umfänglicher als bislang darzustel-
len. 
 
Zur Klarstellung empfiehlt es sich, die Darstellung des Geländes des Verbandsgrundstücks 
präziser zu fassen. Ebenso sollte die Kleideponie als Aufhöhungsfläche gekennzeichnet 
werden. Die Darstellung des Betriebshofes an der Ochtum als Baufläche ist nicht zwingend 
erforderlich, da es sich hier um eine privilegierte Nutzung des Außenbereichs handelt. Die 
Darstellung der Deichlinien und des Hauptgewässernetzes erfolgt sowohl in Beiplänen des 
Flächennutzungsplans als auch des Landschaftsprogramms. Eine Übernahme in den 
Hauptplan ist aus Gründen der Lesbarkeit nicht zu empfehlen. 
Die Verwaltung empfiehlt, die Beipläne entsprechend aufzunehmen und gegebenenfalls zu 
ergänzen, sowie den Plan hinsichtlich der Betriebsgrundstücke und des Kleilagers entspre-
chend anzupassen. 
 
 

4.24 Der Bremische Deichverband am rechten Weserufer teilt mit Schreiben vom 12. April 2013 
mit: 

„ 
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„
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Bremische Deichverband am rechten Weserufer weist darauf hin, dass in geeigneter 
Form auch der Belang des Hochwasserschutzes im Flächennutzungsplan seinen Nieder-
schlag finden muss. Dies betreffe insbesondere anbaufreie Zonen an Hauptgewässern und 
Deichen. Weiterhin weist er darauf hin, dass es erforderlich sei, schon im Flächennutzungs-
plan Vorsorge dafür zu treffen, dass Böden für zukünftige Deichbaumaßnahmen vorgehal-
ten werden können. 
 
Es wurde intensiv geprüft, inwieweit die Deichlinien und Hauptgewässer im Hauptplan des 
Flächennutzungsplanes gezielt dargestellt werden können. Aus Gründen der Lesbarkeit des 
Planes wird vorgeschlagen, diese jedoch in einen Beiplan aufzunehmen. Dabei ist auch da-
rauf hinzuweisen, dass in einem Beiplan, der erst nach der frühzeitigen Beteiligung im Ent-
wurf fertiggestellt wurde, auch die Fragen des Klimaschutzes und der Vorsorge im Bereich 
der Stadtentwässerung, wie vom Deichverband gefordert, behandelt werden. 
 
Für die Frage der Kleibodenzwischenlagerung wird vorgeschlagen, den heute schon so ge-
nutzten Bereich dauerhaft als Bereich für Aufhöhungen zu kennzeichnen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, einen entsprechenden Beiplan mit in die Begründung aufzuneh-
men und eine Plananpassung für die Kleibodendeponie vorzunehmen. 
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4.25 Die Ev. Luth.St. Jacobi Kirchengemeinde Seehausen teilt mit Schreiben vom 12. April 2013 
mit: 

„ 

 
“ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Ev. Luth. St. Jacobi Kirchengemeinde möchte die bauliche Entwicklung im Bereich der 
Kirche auch in Zukunft gewährleistet wissen. 
 
Die entsprechende Kennzeichnung schließt Möglichkeiten für bauliche Ergänzungen in dem 
fraglichen Bereich nicht völlig aus. Die Kennzeichnung als historischer Ortskern soll jedoch 
darauf hinweisen, dass hier auf den Ortscharakter und mögliche Baudenkmäler in besonde-
rer Art und Weise geachtet werden muss. 
 
 

4.26 Die Bremer Straßenbahn AG teilt mit Schreiben vom 03. April 2013 mit: 
„ 
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„  
“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Bremer Straßenbahn AG weist darauf hin, dass die Darstellungen des Flächennut-
zungsplans und insbesondere der Beiplan Schienenverkehr in einer Reihe von Punkten 
überarbeitet werden sollte. 
 
Gegenüber dem Entwurfsstand für die frühzeitige Beteiligung wurde unter anderem auf Ba-
sis der Vorschläge der Bremer Straßenbahn AG und der Zusammenführung des Verkehrs-
entwicklungsprogramms und des Flächennutzungsplans eine Reihe von Vorschlägen für 
eine präzisere und den aktuellen Planungsstand besser treffende Darstellung entwickelt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Plan und die Begründung (Beiplan) anzupassen. 
 
 

4.27 Die Bundesaufsicht für Flugsicherung teilt mit Schreiben vom 19. April 2013 mit: 
 

„ 

 
“ 
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Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Bundesaufsicht für Flugsicherung weist darauf hin, dass eine Reihe von Windkraftvor-
rangstandorten, die der Flächennutzungsplan darstellt, innerhalb des Bereiches von Flugsi-
cherungseinrichtungen liegt und insofern noch weitere Prüfschritte vor einer endgültigen 
Zustimmung erforderlich sind. 
 
Seit der frühzeitigen Beteiligung wurden weitere systematische Untersuchungen zu den 
Windkraftstandorten durchgeführt und auch Klärungen mit den Luftfahrtbehörden begon-
nen. Im Grundsatz wurden dabei die ursprünglichen Standortvorschläge weitestgehend be-
stätigt. Da zum derzeitigen Zeitpunkt nicht alle Fragen der Flugsicherung zu klären sind, 
wird vorgeschlagen, zunächst die vorgeschlagenen Windkraftvorrangstandorte beizubehal-
ten. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Plan insoweit unverändert zu belassen. 
 
 

4.28 Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes teilt mit Schreiben vom 16. April 2013 
mit: 
„ 
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) merkt an, dass im Flächennut-
zungsplan noch einmal nachrichtlich auf die Planungshoheit des Bundes nach § 13 WaStrG 
hinzuweisen sei. 
Außerdem weist die WSV darauf hin, dass die Eigentumsflächen außerhalb des Deichs in 
der Farger Bunkerbucht und der Stützpunkt Mittelsbüren ebenfalls der Planungshoheit des 
Bundes unterliegen und entsprechend darzustellen seien. 
Ferner bemerkt die WSV, dass auf dem im Beiplan Oberflächengewässer als Badegewäs-
ser dargestellten Abschnitt zwischen Karl-Carstens-Brücke und Café Sand gemäß der 
„Verordnung über das Baden in den Bundeswasserstraßen Weser, Lesum und Hunte“ das 
Baden nur eingeschränkt und nicht durchgängig erlaubt sei und regt zur Klarstellung einen 
Hinweis auf die Badeverordnung an. 
 
Die Hinweise sind aufgenommen worden, und die Begründung wurde ergänzt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung entsprechend anzupassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



- 74 - 

 

4.29 Die Landeszentrale für politische Bildung Bremen teilt mit Schreiben vom 09. Januar 2014 
mit: 
„ 

 

 
“ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Landeszentrale für politische Bildung verweist darauf, dass im Rahmen der Gedenkstät-
tenkonzeption für den ehemaligen U-Boot-Bunker Valentin in Bremen-Rekum auch die Ein-
beziehung der Lagerstraße, die die historischen Räume Bunker und Lagergelände verbin-
det, aus historischer Perspektive ausgesprochen bedeutsam sei. Die Ausweitung von Flä-
chen für Windkraftanlagen nördlich und südlich der Lagerstraße würde die Wahrnehmung 
der historischen Lagerstraße als Verbindung erheblich beeinträchtigen. 
 
 
Im Rahmen der Gesamtüberprüfung aller Standorte des Windkraftkonzeptes ist insbeson-
dere der Bunker Valentin von besonderer Bedeutung in der Abwägung gewesen. So wurde 
der Standort in der Rekumer Marsch für Windkraftanlagen nicht nur aus Naturschutzgrün-
den nicht mehr weiterverfolgt, sondern auch die Landschaftsbildfragen / das Umfeld des 
Bunker Valentins spielen hierbei eine Rolle. Selbstverständlich muss in die Abwägung auch 
die Frage der Wahrnehmbarkeit anderer historischer Bezüge in der Landschaft wie die La-
gerstraße Berücksichtigung finden. Es wird davon ausgegangen, dass für die Wahrnehm-
barkeit der Lagerstraße und des auf ihr täglich stattgefundenen Marsches von bis zu 5.000 
Gefangenen insbesondere der offene Charakter der Landschaft von hoher Bedeutung ist. 
Selbstverständlich bedeutet die Ausweitung der vorhandenen Windkraftvorrangfläche und 
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damit die Möglichkeit gegebenenfalls zum Bau einer weiteren Anlage eine erhebliche Ver-
änderung des Landschaftsbildes. Es ist jedoch darauf hinzuweisen, dass der offene Cha-
rakter der Landschaft hierdurch in gewisser Weise gesichert wird, da andere Nutzungen so 
dauerhaft ausgeschlossen werden. Die Wahrnehmbarkeit der Weglänge durch eintönige 
Landschaft wird hierdurch gesichert. Schon jetzt sind am Rand dieser Landschaft seinerzeit 
nicht vorhandene technische Elemente wie die beiden bestehenden Windkraftanlagen und 
insbesondere Hochspannungsleitungen vorhanden. Im konkreten Genehmigungsverfahren 
für eine mögliche weitere Windkraftanlage sollte unbedingt geprüft werden, inwieweit bei 
der detaillierten Standortwahl Ausgleichsmaßnahmen auch dazu beitragen können, den-
noch ein Erleben der Landschaft als Gedächtnisraum möglich zu machen und durch geeig-
nete Maßnahmen zu unterstützen. 
 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Plan insoweit unverändert zu belassen. 
 
 

4.30 Die DB Services Immobilien GmbH teilt mit Schreiben vom 02. April 2013 mit: 
„ 

 

 
“ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Deutsche Bahn stimmt dem Flächennutzungsplan im Grundsatz zu, weist aber darauf 
hin, dass sie davon ausgeht, dass es keine Konflikte der festgestellten / gewidmeten Bahn-
flächen und den Darstellungen des Flächennutzungsplans geben kann. Weiterhin weist sie 
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darauf hin, dass die Stadt bei ihren Planungen auch Immissionsschutzprobleme, die aus ei-
ner Steigerung des Verkehrsaufkommens resultieren, in ihre Grundsatzüberlegungen mit-
einbeziehen muss. 
 
Die Deutsche Bahn weist weiterhin darauf hin, dass bei der Darstellung von Windkraftvor-
rangflächen sowohl zu bahneigenen Freileitungen (110 kV-Bahnstromleitungen) als auch zu 
Bahnanlagen selbst Schutzabstände eingehalten werden müssen. 
 
Aufgrund der generalisierenden Darstellung des Flächennutzungsplans wurde nicht in je-
dem Einzelfall überprüft, inwieweit die Darstellungen präzise mit Grenzen gewidmeter Flä-
chen übereinstimmen. Jedoch wurden in keinem Fall existierende Bahnnutzungen von Dar-
stellungen des Flächennutzungsplans tangiert. In Absprache mit der Deutschen Bahn wird 
vorgeschlagen, zwei Flächen in der Nähe des Hauptbahnhofs, die langfristig aus der Wid-
mung herausgenommen werden können, im Flächennutzungsplan schon anders darzustel-
len (Grünfläche mit Photovoltaiknutzung). 
 
Die Immissionsschutzproblematik wird im Rahmen der Umweltprüfung als Teil der Begrün-
dung sowohl für einzelne Flächen als auch generell mit einbezogen. Ebenso wurden die 
Vorgaben der Deutschen Bahn bei der Überarbeitung der Windkraftvorrangflächen mitein-
bezogen, machen aber im konkreten Fall keine Änderungen erforderlich. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insoweit, die Plandarstellungen unverändert zu belassen. 
 
 

4.31 Der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser e. V. teilt mit Schreiben vom 18. 
April 2013 mit: 

 
„ 
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser e.V. kann die grundsätzliche 
Konzeption des Flächennutzungsplanes mit dem Schwerpunkt auf Innenentwicklung nach-
vollziehen und begrüßt  die planerische Zurücknahme der Wohnbaufläche Brokhuchting. 
Ebenso kann im Bereich der Stahlwerke die Änderung von Darstellungen von Gewerblicher 
Baufläche zu Naturbelassener Fläche im Bereich der Klöcknerteiche nachvollzogen wer-
den. Allerdings wird kritisiert, dass nicht hinreichend Ausgleichsmaßnahmen für noch vor-
handene Entwicklungspotenziale im Bereich des Stahlwerkegeländes nachgewiesen wer-
den. 
 
Die Kritik an der mangelnden Darstellung von Ausgleichsmaßnahmen kann nicht nachvoll-
zogen werden. So werden im neuen Flächennutzungsplan in sehr umfänglicher Art und 
Weise neue Flächen dargestellt, in denen Weiterentwicklung oder freie Sukzession (natur-
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belassene Fläche) möglich ist. Weiterhin wird darauf verwiesen, dass die umfangreichen im 
Landschaftsprogramm nachgewiesenen Maßnahmen sowohl im Bereich der freien Land-
schaft als auch im Bereich des Siedlungsraumes dazu geeignet sind, Ausgleichsverpflich-
tungen zu bedienen. Nicht zuletzt sind in diesem Sinne auch noch umfangreiche Potenziale 
im Bereich des Grün- und Freizeitbereichs Bremer Westen gegeben. Diese müssen aller-
dings erst in weiteren Planungsschritten konkretisiert werden. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Plan unverändert zu lassen. 
 

Der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser e.V. weist darauf hin, dass zwar 
grundsätzlich eine Tendenz zum Flächensparen zu erkennen sei, jedoch keine Festschrei-
bung von möglichen Obergrenzen, wie zum Beispiel eine Begrenzung des Flächenver-
brauchs auf 10 ha pro Jahr, vollzogen werde. 
 
In der Begründung wird dargestellt, in welchem Umfang noch weitere Baupotenziale in der 
Innenentwicklung gegeben sind und eine umfängliche Flächenbilanzierung vorgenommen. 
Die Geschwindigkeit der Inanspruchnahme der im Flächennutzungsplan enthaltenen Re-
serven ist nicht auf Ebene der Flächennutzungsplanung steuerbar, sondern von einer Reihe 
von Faktoren und Planungsinstrumentarien abhängig. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insoweit Plan und Begründung unverändert zu lassen. 
 

Der Gesamtverband Natur und Umweltschutz Unterweser e.V. weist darauf hin, dass die 
dritte Ausbaustufe der Windkraftnutzung drei Standorte enthält, die hierfür aus Natur- und 
Umweltschutzsicht nicht geeignet sind (Rekumer Marsch; Oberneuland/Bultensee; und die 
Sonderbaufläche Windkraft im Oberblockland). 
 
Nach der frühzeitigen Beteiligung zum Flächennutzungsplan wurden, unter anderem auch 
aufgrund der Anregungen durch den Gesamtverband Natur- und Umweltschutz Unterweser 
e.V., alle Standorte nach einem einheitlichen Prüfraster erneut überprüft. Im Ergebnis sind 
alle drei kritisierten Standorte verändert bzw. gestrichen worden (Rekumer Marsch entfällt; 
Standort Oberneuland/Bultensee wird von den als Problem bezeichneten Rastplätzen von 
Schwänen abgerückt; die Absicht einer Erweiterung des Windkraftvorranggebietes Ober-
blockland zur Ermöglichung von Repowering wird aufgegeben). 
 

Die Verwaltung empfiehlt insofern den Plan anzupassen. 
 

Der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz e.V. kritisiert die Darstellung von Prüfflächen 
für Wohnbau in der Osterholzer Feldmark sowie die Siedlungserweiterungsflächen in Strom 
und Seehausen. Weiterhin werden die Wohnbauflächen am Hamfhofsweg in Borgfeld kriti-
siert. 
 
Die Darstellung von Wohnbauflächen in der Osterholzer Feldmark wurde zurück genom-
men. Im Entwurf zum neuen Flächennutzungsplan wird jedoch der Bedarf von langfristigen 
Perspektiven einer Entwicklung im Umfeld vorhandener Infrastrukturen, wie dem Bahnhof 
Mahndorf geprüft. Dies entspricht den geforderten Grundsätzen der Innenentwicklung. 
 
Die Ortserweiterung in Seehausen dient der Aufnahme weniger Häuser für Anwohner des 
Wesertunnels. Den kleineren Ortsabrundungen in Strom stehen große Zurücknahmen von 
Wohnbauflächen im Bereich des Wiedbroks gegenüber und sollen ein Potenzial für die Ei-
genentwicklung der Ortschaft bieten. Die kleinen Ortsabrundungen im Bereich des Hamf-
hofwegs in Borgfeld liegen an vorhandenen Infrastrukturen und stellen vor allen Dingen 
langfristige Entwicklungspotenziale dar. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Plan anzupassen. 
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Der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz verweist auf Abstimmungsdefizite mit dem 
Landschaftsprogramm. Weiterhin wird auf eine Reihe nicht zweckmäßig dargestellter 
Wegeverbindungen verwiesen. 
 
Seit der Vorlage des Entwurfsstandes für die frühzeitige Beteiligung wurden unter anderem 
auf Basis der Anregungen der Naturschutzverbände eine Vielzahl von Anpassungen entwi-
ckelt, die auch das Wegenetz betreffen und deren Übernahme in das Planwerk empfohlen 
wird. 
 
Die Verwaltung empfiehlt insofern den Plan anzupassen. 
 

Der Gesamtverband Natur- und Umweltschutz kritisiert die Ausweisung weiterer großer 
Gewerbeflächen in den Wesermarschen (4. und 5. Bauabschnitt). Weiterhin verweist er da-
rauf, dass es sinnvoller sei, anstatt die Gewerbeflächen weiter in die freie Landschaft zu 
treiben, die Breite der Grünflächen nahe der Eisenbahnen und Autobahnen zu verringern. 
 
Hinsichtlich des Bedarfs für weitere Gewerbeflächen im Bereich der Arberger Marsch und 
weiterer Abwägungsgesichtspunkte wird auf die Erläuterungen in der Begründung verwie-
sen. Die angeregte Veränderung der Abstandsflächen zu Autobahn und Eisenbahn er-
scheint zweckmäßig. 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Plan insofern anzupassen. 
 
 

4.32 Der Verkehrsbund Bremen/Niedersachsen (VBN) teilt mit Schreiben vom 12. April 2013 mit: 
„ 

 

 
“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Verkehrsverbund Bremen/Niedersachsen regt an, in der Erläuterung zum Beiplan klar-
zustellen, dass das Regio-S-Bahn-System nicht als Netz erweitert werden soll, sondern 
durch verbesserte Umsteigemöglichkeiten eine bessere Vernetzung mit anderen Verkehrs-
trägern hergestellt werden soll. 
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Außerdem fragt der VBN nach der Bedeutung der Schienenstrecke, die am Bahnhof Bre-
men-Mahndorf von Nordost nach Südwest verläuft, für den ÖPNV und warum diese Verbin-
dungsstrecke zwischen Sagehorn und Kirchweyhe auf der Karte dargestellt wird. 
Ferner solle auch in diesem Beiplan die Straßenbahn-Querverbindung Steubenstraße ein-
gezeichnet werden. 
 
Schließlich bittet der VBN, in der Begründung statt des in der Verkehrsplanung unüblichen 
Begriffs „Anmarschwege“ die Bezeichnung „Entfernung zur Haltestelle“ zu benutzen. 
 
Im Beiplan Verkehr werden alle Bahnlinien dargestellt, die Bedeutung für den ÖPNV haben 
können. Außerdem werden in dieser Karte alle Straßenbahnlinien, darunter auch die Quer-
verbindung Steubenstraße, dargestellt. 
Die weiteren Anregungen des Verkehrsverbunds Bremen/Niedersachsen stellen auf eine 
Präzisierung der textlichen Darstellung ab und sollten entsprechend berücksichtigt werden. 
 
 

4.33 Der Landesverband der Gartenfreunde hat mit Schreiben vom 16. April 2013 folgendes mit-
geteilt: 

„ 
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“ 
 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Landesverband der Gartenfreunde weist darauf hin, dass er zwar grundsätzlich für die 
Überlegungen hinsichtlich einer Weiterentwicklung der Kleingartengebiete im Bremer Wes-
ten offen ist, jedoch die Kennzeichnung als Dauerkleingartenfläche für sinnvoll hält. 
 
Die Umrandung des Gesamtgebietes der Kleingärten im Bremer Westen einschließlich der 
ehemaligen Justizvollzugsanstalt als Gestaltungsraum Natur- und Freizeitbereich soll zu-
nächst deutlich machen, dass für das gesamte Gebiet weiterhin die Perspektive öffentliche 
Grünfläche eindeutig ist. Innerhalb dieser öffentlichen Grünfläche sollen aber insbesondere 
auf Brachen weitere Grünfunktionen wie Ausgleichsflächen Raum finden können. Die Ent-
wicklung von Vorstellungen für die genaue Gestaltung des Gebiets und später eine ent-
sprechende Kennzeichnung der verschiedenen Nutzungen im Flächennutzungsplan soll in 
einem öffentlichen Beteiligungsprozess erfolgen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Plan insoweit unverändert zu belassen. 
 
Der Landeskleingartenverband weist darauf hin, dass die Wohnbauflächendarstellung an 
der Konrad-Adenauer-Allee viele Kleingartenvereine ohne Leerstände betrifft und lehnt da-
her diese Darstellung ab. Weiterhin verweist er darauf, dass insbesondere im Bereich des 
Kleingartenvereins Neuenland die Darstellungen nicht präzise der Lage des Kleingartenge-
bietes entsprächen. Ebenso seien einige Kleingartengebiete innerhalb öffentlicher Grünflä-
chen nicht deutlich als Dauerkleingärten gekennzeichnet. Weiterhin verweist er darauf, dass 
die Trassendarstellung der B 6n einen möglichst weiten Abstand zu den Kleingartengebie-
ten einhalten müsse. 
 
In einem breiten Diskussionsprozess, an dem das Ortsamt Schwachhausen / Vahr und der 
Landeskleingartenverband sowie die Beiräte beteiligt waren, wurde ein Vorschlag für eine 
an anderer Stelle gelegene Wohnbauflächendarstellung an der Konrad-Adenauer-Allee 
entwickelt. 
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Hinsichtlich der Darstellung der Linie der B 6n ergeben sich tatsächlich Möglichkeiten einer 
Verschiebung in westlicher Richtung. Jedoch ist darauf hinzuweisen, dass es im vorliegen-
den Entwurf zum neunen Flächennutzungsplan aufgrund der Planungen in der Gemeinde 
Stuhr einen nach Osten verschobenen Übergabepunkt nach Niedersachsen gibt. Die Hin-
weise auf präzisere Abgrenzungen und genauere Kennzeichnungen von Bereichen inner-
halb öffentlicher Grünflächen sind nachvollziehbar. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf in den genannten Bereichen entsprechend an-
zupassen. 
 
 
 

4.34 ArcelorMittal hat mit Schreiben vom 06. März 2013 folgendes mitgeteilt: 
 „ 
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“ 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Im Einzelnen wird angeführt, dass im Grundsatz die aus Sicht von ArcelorMittal wesent-
lichste geplante Änderung, nämlich die Darstellung des Bereichs der Stahlwerksteiche als 
naturbelassene Fläche dann akzeptiert würde, wenn einerseits die Rahmenbedingungen für 
Ausgleichsmaßnahmen definiert würden und so die Voraussetzungen für eine zeitnahe Be-
baubarkeit der Gewerbeflächen innerhalb der Werkbahn geschaffen würden. Es wird darauf 
verwiesen, dass diese Sachverhalte im Vorfeld des Flächennutzungsplans im Rahmen ei-
ner Vereinbarung zwischen der Stadtgemeinde und ArcelorMittal, die aber auch Folgewir-
kungen für Darstellungen im Flächennutzungsplan nach sich zieht, einvernehmlich festge-
legt wurden. Dies betrifft insbesondere Regelung der Kompensationserfordernisse für ge-
setzlich geschützte Biotope und Waldanteile  durch Bebauung der Gewerbeflächen auf dem 
Stahlwerkegelände. 



- 94 - 

 

Hinsichtlich der Darstellung naturbelassener Flächen wird auf Einwirkungen von AMB durch  
Immissionen und  Infrastruktur hingewiesen, die in das naturschutzfachliche Nutzungskon-
zept integriert werden müssten.  
Des Weiteren wird darauf verwiesen, dass keine heranrückende Bebauung, zum Beispiel in 
Grambke oder Seehausen, die industriellen Aktivitäten gefährden dürfe. Unverzichtbare Be-
reiche aus Sicht der Stadtgemeinde seien entsprechend § 5 BauGB, bzw. § 9 (1) 24 BauGB 
(Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen) zu kennzeichnen und im Rahmen der Um-
weltprüfungen im Umweltbericht zu betrachten. 
 
Weitere Hinweise werden zu der Darstellung von Windkraftvorrangflächen und Deponieflä-
chen gegeben. 
 
Mit Unterzeichnung der Vereinbarung zwischen dem Senator für Umwelt, Bau und Verkehr 
und ArcelorMittal Bremen GmbH über ein planerisches Konzept und ein Entwicklungskon-
zept Biotopausgleich für das Industriegelände von AMB im Rahmen der Neuaufstellung / 
Änderung des Landschaftsprogramms und des Flächennutzungsplans Bremen im Juni 
2013 sind diesbezügliche Bedenken der AMB  ausgeräumt. 
 
Der FNP flankiert diese Vereinbarung insbesondere durch Walddarstellungen an verschie-
denen Stellen im Stadtgebiet, in denen Ausgleichsmaßnahmen für Waldverluste auf dem 
Stahlwerkegelände möglich sind sowie durch Darstellungen von Bereichen für Ausgleichs-
maßnahmen. 
 
Wesentlich ist auch, dass im Natur- und Freizeitraum Bremer Westen, der derzeit im Flä-
chennutzungsplan noch nicht detailliert in einzelne Grünfunktionsbereiche unterteilt werden 
kann, künftig geeignete Maßnahmen möglich werden. 
 
Bei Aufstellung von Entwicklungszielen für naturbelassene Flächen sind die Einwirkungen 
von AMB auf diesen Flächen zu berücksichtigen. Regelungen hierzumüssen allerdings 
nachgeordneten Planungsebenen vorbehalten bleiben.    
 
Die Wohnbauflächenpotenziale im Umfeld der Stahlwerke wurden mit Blick auf den Ein-
wand von AMB mit dem Ergebnis überprüft, dass empfohlen wird, die erheblichen Baupo-
tenziale, die bislang im Flächennutzungsplan im Bereich Föhrenbrok dargestellt waren, ent-
fallen zu lassen. 
 
Aufgrund des Erfordernisses, innerhalb Seehausens wegen des Bauvorhabens der A 281 
Umsiedlungen vornehmen zu müssen, wird eine kleine Ortserweiterung hier als unverzicht-
bar angesehen. Allerdings sind im verbindlichen Bauleitplanverfahren die angesprochenen 
Regelungen zum Schutz vor schädlichen Umweltwirkungen (Lärm) mit aufzunehmen. Die 
Lärmprobleme sind Gegenstand des Umweltberichts (Anhang zum Umweltbericht, 2.2 Um-
weltsteckbriefe). 
 
Es wird empfohlen, die angesprochenen Präzisierungen im Bereich der im südlichen Be-
reich gelegenen Deponiedarstellungen und Windkraftvorranggebiete wie von ArcelorMittal 
angesprochen umzusetzen. Für die Deponieflächen nördlich des Industrieparks wird emp-
fohlen die Darstellung der Folgenutzung (nach Deponieabdeckung,d.h. Entwicklung zu ei-
nem naturnahem Bereich) zu belassen. Die aktuelle Nutzung ist davon unberührt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt den Plan insoweit zu ändern. 
 
 



- 95 - 

 

4.35 Das Unternehmerforum Nord hat mit Schreiben vom 27. August 2013 folgendes mitgeteilt: 
 „ 
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“ 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Das Unternehmerforum Bremen Nord äußert sich zu einer Reihe der vorgeschlagenen 
Grünzugdarstellungen und Darstellungen von Gemischter Baufläche, denen überwiegend 
zugestimmt wird. 
 
Im Einzelnen wird angesprochen, dass die Grünzugdarstellung im Bereich der Bremer Woll-
Kämmerei (BWK) und des Vulkan-Geländes die wirtschaftlichen Aktivitäten behindern wür-
de. Für diesen Bereich wird weiterhin vorgeschlagen, dass Vulkan-Verwaltungsgebäude 
und die zugehörigen Erschließungsflächen als Gemischte Baufläche darzustellen. 
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Weiterhin wird vorgeschlagen, die Flächen südlich des Gebietes der Jacobs University 
(JUB) als Wohnbaufläche darzustellen, da die Jacobs University sich aufgrund der vorhan-
denen Potenziale auch in Richtung Norden entwickeln könne. 
 
Eine Überprüfung der Erforderlichkeit aller dargestellten Grünzugverbindungen hat ergeben, 
dass im Bereich der Blumenthaler Aue zwischen Vulkan-Gelände und BWK die Darstellung 
nur einer Grünzugverbindung entsprechend des geltenden B-Plans 1240 ausreichend ist.  
 
Weiterhin ist  es jedoch erforderlich, nicht nur eine Querung durch das Gebiet (historische 
Achse) sondern auch eine Grünverbindung am Weserufer darzustellen. Eine derzeit aller-
dings nicht absehbare künftige Kajennutzung steht dieser Darstellung nicht zwingend ent-
gegen. Von einer Darstellung als Grünfläche sollte hingegen abgesehen werden. 
 
Die Darstellungsmöglichkeiten für das Vulkan-Verwaltungsgebäude wurden mit dem Er-
gebnis überprüft, dass eine Darstellung als Gemischte Baufläche möglich ist. Allerdings er-
scheint es nicht sinnvoll, den ehemaligen Parkplatz in Gänze als Gemischte Baufläche dar-
zustellen. 
 
Eine Darstellung von Wohnbauflächen südlich der Jacobs University wird nicht für sinnvoll 
erachtet, da auch mit der Darstellung als Innovationsgebiet ein breites Nutzungsspektrum 
möglich ist. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Planung an den oben genannten Bereichen anzupassen. 
 

Das Unternehmerforum Bremen Nord hat weiterhin angeregt zu prüfen, ob im Werderland 
Bootswerftflächen weiterhin als Gemischte Baufläche dargestellt werden können. Ebenso 
wird angeregt zu prüfen, inwieweit im Bereich des Busbahnhofes am Kopf des Vegesacker 
Hafens Flächen dargestellt werden können, um eine Bebauung von Wohn- und Geschäfts-
häusern zu ermöglichen. 
 
Die Bootswerft Winkler liegt notwendigerweise unmittelbar am Fluss und besitzt dadurch 
auch Bestandsschutz, der auch unabhängig von einer Darstellung im Flächennutzungsplan 
gegeben ist. Aufgrund der Lage im Außendeichsbereich würde auch eine Darstellung im 
Flächennutzungsplan keine Einwirkung auf weitere Entwicklungsmöglichkeiten haben, die 
nach Wasserhaushaltsgesetz zu beurteilen sind. Eine Ausweitung der gewerblichen Bauflä-
chen im Überschwemmungsgebiet ist hingegen wasserrechtlich nicht zulässig. 
 
Aufgrund der generalisierenden Darstellung des Flächennutzungsplans wird zu der Frage 
der Möglichkeit einer weiteren Bebauung des Platzes am Bahnhof Vegesack festgestellt, 
dass ein Teil dieser Flächen bereits im Flächennutzungsplans als Gemischte Baufläche 
dargestellt ist, so dass dem grundsätzlichen Anliegen aus dieser Sicht nichts entgegensteht. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Flächennutzungsplan insoweit unverändert zu belassen. 
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4.36 Der Landkreis  Wesermarsch  hat mit Schreiben vom 28. März 2013 folgendes mitgeteilt: 
 

 
 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Landkreis regt an, die vorliegende Entwurfsplanung des FNP um Aussagen hinsichtlich 
der Emissionslage und der planerischen Behandlung dieser Gebiete im Rahmen des Im-
missionsschutzes zu ergänzen.  
 
Der Landkreis sieht das Erfordernis einer abgestimmten Bauleitplanung. 
 
Die Anregung ist für die Verwaltung nachvollziehbar, die Thematik ist durch laufende Be-
bauungsplanverfahren auch grundsätzlich bekannt. Sie empfiehlt eine Umsetzung soweit 
erforderlich ggf. in anderen Planwerken im Zusammenhang mit der verbindlichen Bauleit-
planung. Dies entspricht der geübten Praxis wie aktuell zum Bebauungsplan 1288. 
 
Die Verwaltung empfiehlt zudem, entsprechende Hinweise in die Begründung des FNP 
2025 aufzunehmen.   
 
 

4.37 Die Gemeinde Lemwerder hat mit Schreiben vom 07. März 2013 folgendes mitgeteilt: 
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4.38 Die Gemeinde Berne hat mit Schreiben vom 15. März 2013 folgendes mitgeteilt: 
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“ 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 

Die Gemeinde Berne empfiehlt, dass für die Stadtbremischen Gebiete (Ruschsand, Julius-
plate oder Warflether Sand), die an die Gemeinde Berne grenzen, ein Verfahren zur staats-
verträglichen Gebietsänderung mit dem Land Niedersachsen angeregt werden soll. 

Die Anregung wird zur Kenntnis genommen, ist jedoch nicht im Rahmen des FNP zu bear-
beiten. 

Es wird darauf hingewiesen, dass die Planänderungen (532_156, 531_165, 531_168, 
531_723) nicht zu einer Veränderung der bestehenden immissionsschutzrechtlichen Ge-
mengelage führen dürfen. Für Teilbereiche müssen passive Lärmschutzmaßnahmen ergrif-
fen werden, um bestehende Schutzansprüche einhalten zu können. 

Die Anregungen sind für die Verwaltung nachvollziehbar. Das Problem sollte in der Begrün-
dung des FNP 2025 dargestellt werden. Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung insoweit 
anzupassen. 
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Die Gemeinde Berne weist darauf hin, dass die Darstellung „Juliusplate“ von den Zielset-
zungen des Entwurfs des Landschaftsprogramms abweicht und regt an, den Campingplatz 
auf der bremischen Seite darzustellen. 
 
Des Weiteren regt die Gemeinde Berne an, den Strand Juliusplate als Badestelle auszu-
weisen und die naturschutzfachliche Bedeutung der weiteren Flächen (534_5136) mit einer 
entsprechenden Flächensignatur (Flächen mit besonderer landschaftspflegerischen 
Bedeutung) zu versehen. 
 
Die Darstellung eines Campingplatzes entspricht der aktuellen Nutzung. Ebenso empfiehlt 
es sich, eine Differenzierung zwischen landwirtschaftlicher Fläche und Naturschutz vorzu-
nehmen. Die Einrichtung einer Badestelle und die damit verbundene Sicherungspflicht sind 
nicht auf Flächennutzungsebene zu klären.  
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf bezüglich des Campingplatzes und der differen-
zierten Flächendarstellung insoweit anzupassen. Die Verwaltung empfiehlt des Weiteren, 
den Planentwurf bezüglich der Badestelle unverändert zu lassen. 
 
 

4.39 Der Landkreis Osterholz hat mit Schreiben vom 19. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
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Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Landkreis Osterholz bittet darum, die F-Plan-Begründung um Ausführungen zum Regi-
onalen Zentren- und Einzelhandelskonzept Region Bremen zu ergänzen. 
 
Der Anregung wird gefolgt. 
 

Die Querspange (411_272) von der Ritterhuder Heerstraße zur BAB 27 solle als Option er-
halten bleiben. 

Ein Neubau des Autobahnkreuzes A 27/ A 281 wird nach Schließung des Autobahnringes 
weiter verfolgt und es sollte zu der derzeitig gültigen Darstellung zurückgekehrt werden. 
Daher empfiehlt die Verwaltung, den Planentwurf insoweit anzupassen. 

 
Der Landkreis Osterholz sieht die Vorrangfläche für Windkraft in Rekum (535_767) auf-
grund erheblicher naturschutzfachlicher und -rechtlicher Bedenken kritisch. 
 
Aufgrund der Anregungen der frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung wurden alle Wind-
kraftstandorte nach einem einheitlichen Kriterienkatalog, der ebenfalls einheitliche Mindest-
abstände zur Wohnbebauung in Abhängigkeit zur Größe der Anlage umfasst,  überprüft.  
Die Planung der Windkraftvorrangfläche in Rekum (535_767) wird nicht weiter verfolgt, da 
sich die vorgetragenen Argumente, wie z.B. hohes Fledermausvorkommen und andere ho-
he Wertigkeiten der Landschaft, im Rahmen der Begutachtung als zutreffend erwiesen ha-
ben. 

Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 

 
Für weitere Vorrangflächen für Windkraft wird eine Bestandsaufnahme und –bewertung der 
naturschutzrechtlichen Belange empfohlen.  
 
Eine umfangreiche Prüfung naturschutzrechtlicher Belange findet im Rahmen des Wind-
energiekonzeptes statt.  
 
Die Anregung wird als sachlich richtig gesehen. Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung 
zum FNP 2025 insoweit anzupassen. 
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4.40 Die Gemeinde Schwanewede hat mit Schreiben vom 11. Juni  2013 folgendes mitgeteilt: 

 
 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Gemeinde Schwanewede weist darauf hin, dass aufgrund naturschutzfachlicher und -
rechtlicher Beeinträchtigungen die Ausweisung der Vorrangfläche für Windkraft in Rekum 
(535_767) vermieden werden sollte. 
 
Aufgrund der Anregungen der frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung wurden alle Wind-
kraftstandorte nach einem einheitlichen Kriterienkatalog, der ebenfalls einheitliche Mindest-
abstände zur Wohnbebauung in Abhängigkeit zur Größe der Anlage umfasst, überprüft.  
Die Planung der Windkraftvorrangfläche in Rekum (535_767) wird nicht weiter verfolgt, da 
sich die vorgetragenen Argumente, wie z.B. hohes Fledermausvorkommen und andere ho-
he Wertigkeiten der Landschaft im Rahmen der Begutachtung als zutreffend erwiesen ha-
ben. 

Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 

Die Aussage zum Wohngebiet „Opitzstraße“ wird zur Kenntnis genommen, ist jedoch nicht 
im Rahmen des FNP zu bearbeiten. 
 
 

4.41 Die Gemeinde Lilienthal hat mit Schreiben vom 11. März 2013 folgendes mitgeteilt: 

 
Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Gemeinde Lilienthal weist darauf hin, dass die Straßenbahnverlängerung der Linie 4 
wahrscheinlich im Jahr 2013 fertiggestellt werde und deswegen nicht mehr als Planung 
dargestellt werden sollte.  
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Die Anmerkung der Gemeinde Lilienthal zur begonnenen Straßenbahnverlängerung der Li-
nie 4 wird aufgegriffen. 
 
Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 

 
4.42 Die Gemeinde Worpswede hat mit Schreiben vom 14. März 2013 folgendes mitgeteilt: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 

Die Gemeinde Worpswede weist auf die Nachvollziehbarkeit der Darstellungen hin und be-
grüßt ausdrücklich verschiedene Punkte.    
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4.43 Der Landkreis Verden hat mit Schreiben vom 17. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
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Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Landkreis Verden merkt an, dass die Herleitung des Flächennutzungsplans aus den 
Zielen der Raumordnung nicht nachvollzogen werden könne.  

Die Begründung wurde mittlerweile fortgeschrieben. Es ist zutreffend, dass es zum Zeit-
punkt der Aufstellung des Flächennutzungsplans keine rechtsgültigen landesplanerischen 
Ziele der Raumordnung gibt, die beachtet werden können. 

 
Das Gegenstromprinzip sorgt dafür, dass landesplanerische Festlegungen nicht einseitig 
von oben erfolgen. Entsprechend §1 Abs. 3 des Bundesraumordnungsgesetzes soll sich die 
Ordnung der Teilräume in die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums einfü-
gen; die Ordnung des Gesamtraums soll die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teil-
räume berücksichtigen. Damit ist gewährleistet, dass die Landesraumordnung in wechsel-
seitiger Beeinflussung durch die kommunale Bauleitplanung und Landesraumordnung statt-
findet.  

Die Inhalte des Bremer Flächennutzungsplanes sind mit den Zielen des Landesraumord-
nungsprogrammes Niedersachsen 2008 und den Regionalen Raumordnungsprogrammen 
(RROP) der benachbarten Landkreise Wesermarsch (2003), Osterholz (2011), Verden 
(Entwurf 2013) und Diepholz (2004) sowie dem Flächennutzungsplan der Stadt Delmen-
horst (1979) abgestimmt. 

 
Im Rahmen der nachbargemeindlichen Abstimmung (§2 Abs.2 BauGB) wurden die einge-
gangenen Stellungnahmen der Nachbargemeinden  ausgewertet. Ergänzend wurden ein-
zelne Flächennutzungspläne der benachbarten Gemeinden zu spezifischen Fragestellun-
gen gezielt ausgewertet. Das Ergebnis wurde in die Abwägung eingestellt. 
Länderübergreifende Planungszusammenhänge und die Ziele überörtlicher Planungen sind 
bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt (siehe Kap. 3.2.1 bis 3.2.3 
sowie Kap. 4). 

 

Es wird darauf hingewiesen, dass der Landkreis Verden in seinem Regionalen Raumord-
nungsprogramm von 1997 das Ziel verankert hat, die Schienenverbindung Bremen – The-
dinghausen nach Möglichkeit in die Stadtbahnplanung miteinzubeziehen. Es wird gebeten, 
dies in den weiteren Planungen zu berücksichtigen. 
 
Die Anregung ist für die Verwaltung vom Grundsatz her nachvollziehbar und wird im Rah-
men des Verkehrsentwicklungsplans (VEP) geprüft. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass unmittelbar an die Mahndorfer Marsch angrenzend auf 
dem Gebiet des Landkreises Verden im Entwurf des neuen RROP ein Vorranggebiet für 
Windenergie dargestellt ist und demnächst in die Öffentlichkeitsbeteiligung geht.  
Es wird weiterhin angemerkt, dass eine Ableitung der Standorte für Windenergieanlagen im 
Entwurf des FNP auf Grundlage von landesraumordnungsrechtlichen Vorgaben nicht vor-
liegt. In der Begründung des FNP fehlen konzeptionelle Aussagen über die Auswahl der 
Flächen für Windenergieanlagen.  
 
Durch die Planung eines Vorranggebietes für Windenergie auf niedersächsischem Gebiet 
bietet sich die Möglichkeit eines gemeinsamen großen Windparks. Daher können die Gren-
zen nach Osten in Richtung Landesgrenze verschoben werden. Nachbarschaftliche Belan-
ge sind auf dieser Basis für beide Gebietskörperschaften in Genehmigungsverfahren zu klä-
ren. 

Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf  unverändert zu lassen und die Begründung 
zum FNP 2025 zu ergänzen. 
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Gegen den geplanten Windenergiestandort Oberneuland bestehen aus naturschutzfachli-
cher Sicht erhebliche Bedenken. Das europäische Vogelschutzgebiet (VSG) V 36 „Wüm-
mewiesen bei Fischerhude“ wurde im Zuge der Unterschutzstellung konkretisiert. Eine Be-
einträchtigung europäischer Vogelarten müsse ausgeschlossen werden. Östlich des ge-
planten Windenergiestandortes befindet sich das LSG Königsmoor. Hier seien negative 
Auswirkungen auf den Schutzzweck naturbelassener Moorflächen zu erwarten.  
 
Aufgrund der Anregungen der frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung wurden alle Wind-
kraftstandorte nach einem einheitlichen Kriterienkatalog, der ebenfalls einheitliche Mindest-
abstände zur Wohnbebauung in Abhängigkeit zur Größe der Anlage umfasst, überprüft. 
Auch die umfangreiche Prüfung naturschutzrechtlicher Belange ist im Rahmen des Wind-
energiekonzeptes erfolgt. 

Die Verwaltung empfiehlt, den Windkraftstandort in Oberneuland näher zum Siedlungsge-
biet hin zu verschieben und damit von sensiblen Bereichen des Landkreises Verden abzu-
rücken und den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 

Die Begründung enthalte keine Informationen zur Auswahl der Hauptverkehrsstraßen. Es 
wird angeregt, die Theodor-Barth-Straße im FNP darzustellen, deren Verlängerung auf Ge-
biet Achims im neuen Entwurf des RROP enthalten ist. 

Die Theodor-Barth-Straße ist entsprechend ihrer zukünftigen Bedeutung als gemeindege-
bietsüberschreitende Hauptverkehrsstraße darzustellen.  

Die Verwaltung empfiehlt daher, den Planentwurf insoweit anzupassen. 

 

 
4.44 Die Stadt Verden hat mit Schreiben vom 03. April 2013 folgendes mitgeteilt: 

“ 

 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Stadt Verden regt an,  Aussagen des Regionalen Zentren- und Einzelhandelskonzeptes 
für die Region Bremen in die Begründung aufzunehmen und Aussagen zum Thema Einzel-
handel weiter zu konkretisieren.  
Zudem sollten Aussagen getroffen werden, auf welcher Grundlage die Abgrenzungen der 
zentralen Versorgungsbereiche ermittelt wurden.  
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Die Verwaltung empfiehlt, die Anregungen der Stadt Verden zum mittlerweile beschlosse-
nen Regionalen Zentren- und Einzelhandelskonzept aufzugreifen und die Begründung wei-
ter zu konkretisieren, auch hinsichtlich der zentralen Versorgungsbereiche. 

 
4.45 Die Gemeinde Oyten hat mit Schreiben vom 18. April  2013 folgendes mitgeteilt: 
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Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Es bestehen gegen den geplanten Windkraftstandort Oberneuland aus naturschutzfachli-
cher und –rechtlicher Sicht erhebliche Bedenken. Eine Beeinträchtigung der geschützten 
europäischen Vogelarten müssten ausgeschlossen werden. Der Verweis auf folgende Gut-
achten sei nicht ausreichend. Östlich des geplanten WEA-Standortes befindet sich das 
Landschaftsschutzgebiet „Königsmoor“. Hier seien negative Auswirkungen auf den Schutz-
zweck „…der besondere Charakter der Landschaftsteile … liegt in den noch weitgehend na-
turbelassenen Hoch-, Nieder- und Übergangsmoorflächen …“ zu erwarten.  
 
Aufgrund der Anregungen der frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung wurden alle Wind-
kraftstandorte nach einem einheitlichen Kriterienkatalog, der ebenfalls einheitliche Mindest-
abstände zur Wohnbebauung in Abhängigkeit zur Größe der Anlage umfasst, überprüft. 
Auch die umfangreiche Prüfung naturschutzrechtlicher Belange ist im Rahmen des Wind-
energiekonzeptes erfolgt. 

Die Verwaltung empfiehlt daher, Den Windkraftstandort in Oberneuland näher zum Sied-
lungsgebiet hin zu verschieben und damit von sensiblen Bereichen der Gemeinde Oyten 
abzurücken. 
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4.46 Die Stadt Achim hat mit Schreiben vom 19. März 2013 folgendes mitgeteilt: 
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Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 

Die Stadt Achim teilt mit, dass in der Begründung eine Ableitung aus der Landesraumord-
nung sowie eine Erläuterung der raumordnerischen Ziele und Inhalte fehlen.  

 
In der mittlerweile fortgeschriebenen Begründung ist dargelegt, dass es zum Zeitpunkt der 
Aufstellung des Flächennutzungsplans keine rechtsgültigen landesplanerischen Ziele der 
Raumordnung gibt, die beachtet werden können. 

 
Das Gegenstromprinzip sorgt dafür, dass landesplanerische Festlegungen nicht einseitig 
von oben erfolgen. Entsprechend §1 Abs. 3 des Bundesraumordnungsgesetzes soll sich die 
Ordnung der Teilräume in die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums einfü-
gen; die Ordnung des Gesamtraums soll die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner Teil-
räume berücksichtigen. Damit ist gewährleistet, dass die Landesraumordnung in wechsel-
seitiger Beeinflussung durch die kommunale Bauleitplanung und Landesraumordnung statt-
findet.  

Die Inhalte des Bremer Flächennutzungsplanes sind mit den Zielen des Landesraumord-
nungsprogrammes Niedersachsen 2008 und den Regionalen Raumordnungsprogrammen 
(RROP) der benachbarten Landkreise Wesermarsch (2003), Osterholz (2011), Verden 
(Entwurf 2013) und Diepholz (2004) sowie dem Flächennutzungsplan der Stadt Delmen-
horst (1979) abgestimmt. 

 
Im Rahmen der nachbargemeindlichen Abstimmung (§2 Abs.2 BauGB) wurden die einge-
gangenen Stellungnahmen der Nachbargemeinden  ausgewertet. Ergänzend wurden ein-
zelne Flächennutzungspläne der benachbarten Gemeinden zu spezifischen Fragestellun-
gen gezielt ausgewertet. Das Ergebnis wurde in die Abwägung eingestellt. 

Länderübergreifende Planungszusammenhänge und die Ziele überörtlicher Planungen sind 
bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes berücksichtigt (siehe Kap. 3.2.1 bis 3.2.3 
sowie Kap. 4). 

Die Stadt Achim teilt mit. das Zentren- und Nahversorgungskonzept Bremens weiche von 
den Vorgaben des Regionalen Zentren- und Einzelhandelskonzeptes Niedersachsen ab. 
Außerdem sei das Gelände an der Sebaldsbrücker Heerstraße, auf dem sich der Einzel-
handelsbetrieb Kaufland befindet, als Gemischte Baufläche dargestellt. Diese Darstellung 
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widerspreche den Zielsetzungen des Zentren- und Nahversorgungskonzeptes Bremen und 
des Regionalen Einzelhandelskonzeptes.  

Weiter sollen nach dem Zentren- und Nahversorgungskonzept Bremen Einzelhandelsbe-
triebe mit nahversorgungsrelevantem Hauptsortiment ausschließlich in den zentralen Ver-
sorgungsbereichen angesiedelt werden. Der Entwurf des FNP beinhalte jedoch auch um-
fangreiche Mischflächen, die außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen lägen. Es sei 
nicht nachvollziehbar, welche Zielsetzungen diesen Darstellungen zugrunde lägen und in-
wieweit innerhalb der Gemischten Bauflächen auch großflächige Einzelhandelsentwicklun-
gen zugelassen werden sollen. 

 
Ungeachtet mittlerweile korrigierter zeichnerischer Ungenauigkeiten sind in den Flächen-
nutzungsplan die Abgrenzungen der zentralen Versorgungsbereiche aus dem Zentren- und 
Nahversorgungskonzept Bremen übernommen worden. Auf das Regionale Zentren- und 
Einzelhandelskonzept des Kommunalverbundes wird in der Begründung jetzt Bezug ge-
nommen. Die vierstufig hierarchisch gegliederten Zentren (von der Innenstadt bis zum Nah-
versorgungszentrum) werden in der Begründung erläutert einschließlich Hinweisen für die 
verbindliche Bauleitplanung. Durch die Darstellung der zentralen Versorgungsbereiche und 
die Begründung Kap. 4.1 werden die städtebaulichen Ziele zur Einzelhandelsansiedlung 
hinreichend konkretisiert. Demzufolge sind Gemischte Bauflächen im Flächennutzungsplan 
außerhalb der Zentren nicht generell Einzelhandelsstandorte. Im Übrigen wird Achim bei 
nachfolgenden Bebauungsplänen beteiligt.  

Die von Achim genannte durch Einzelhandel genutzte Fläche in Sebaldsbrück (Kaufland) 
wird im überarbeiteten Plan jetzt als Sonderbaufläche Einzelhandel dargestellt.  
 
Die Darstellung  gemischter Baufläche wurde deutlich reduziert und klargestellt, dass in den 
verbleibenden gemischten Bauflächen außerhalb der zentralen Nahversorgungsbereiche 
kein großflächiger Einzelhandel zulässig ist.  
 
Die Verwaltung empfiehlt, Plan und Begründung entsprechend anzupassen. 
 

Bezüglich der bedarfsabhängigen Gewerbeentwicklung in der Mahndorfer Marsch fehle ei-
ne nähergehende Betrachtung der Auswirkungen sowohl bei einer Ausdehnung der ge-
werblichen Flächen als auch bei einer Zwischennutzung als Windkraftstandort. 

Der Umweltbericht wurde mittlerweile ergänzt. Weitere Fragen der Gewerbeentwicklung 
sind im Bebauungsplanverfahren zu einem späteren Zeitpunkt zu klären. 

 

Die Stadt Achim regt an, die Theodor-Barth-Straße gemäß der Rahmenvereinbarung „Bre-
mer Kreuz“ als Hauptverkehrsstraße darzustellen und die Kriterien für die Darstellung von 
Hauptverkehrsstraßen textlich darzulegen. 
 
 

Die Verwaltung empfiehlt, im Planentwurf und der Begründung die Theodor-Barth-Straße 
entsprechend ihrer zukünftigen Bedeutung als gemeindegebietsüberschreitende Hauptver-
kehrsstraße darzustellen.  
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4.47 Der Landkreis Diepholz hat mit Schreiben vom 17. April 2013 folgendes mitgeteilt: 

 

 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die geplanten Windkraftstandorte in Obervieland (232_808, 232_765) grenzen an das auf 
niedersächsischer Seite festgelegte Überschwemmungsgebiet an der Ochtum. Der Land-
kreis Diepholz kann keine Aussage über die Lage der geplanten Windkraftstandorte Ober-
vieland geben, da die Abgrenzungen der Überschwemmungsgebiete auf bremischer Seite 
nicht bekannt sind. Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Bau der WKA sei si-
cherzustellen, dass keine negativen Auswirkungen auf das festgesetzte Überschwem-
mungsgebiet zu besorgen sind. 
 
Aufgrund der Anregungen der frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung wurden alle Wind-
kraftstandorte nach einem einheitlichen Kriterienkatalog, der ebenfalls einheitliche Mindest-
abstände zur Wohnbebauung in Abhängigkeit zur Größe der Anlage umfasst, überprüft. 
Auch die umfangreiche Prüfung naturschutzrechtlicher Belange ist im Rahmen des Wind-
energiekonzeptes erfolgt. 
 
Für Arsten ergeben sich dabei Modifikationen der westlichen Teilfläche und die Empfeh-
lung, auf die östliche Teilfläche (nahe Riederdamm) gänzlich zu verzichten. Im Ergebnis 
wird somit empfohlen, die Windkraftflächendarstellungen zu begrenzen, auch um die Ab-
stände zur Wohnbebauung zu erhöhen. Die Klärung der wasserrechtlichen Anforderungen 
zum Schutz des Überschwemmungsgebietes kann den nachfolgenden Genehmigungsver-
fahren vorbehalten bleiben. 

Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
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4.48 Die Gemeinde Weyhe hat mit Schreiben vom 26. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
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“ 
 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Gemeinde Weyhe lehnt die Darstellung von Windkraftvorranggebieten (232_765, 
232_808) am nördlichen Rand der Leester Marsch ab. 

Ein Vorranggebiet für Freiraumfunktionen  grenzt in ganzer Länge an die geplanten Vor-
rangflächen für Windkraft und würde durch diese beeinträchtigt. Des Weiteren würden die 
unmittelbar angrenzenden Biotope und das FFH-Gebiet „Untere Delme, Hache, Ochtum 
und Varreler Bäke“ beeinträchtigt. 

Das Gewerbegebiet Dreyhe West III mit realisiertem Betriebsleiterwohnen würde ebenfalls 
durch Windenergieanlagen beeinträchtigt. 

Es wird angeregt, den Wohngebieten in Bremen einen „Wohnfriedensabstand“ von 750 m 
zuzubilligen. Auch dieser empfehlenswerte Schutz spricht gegen Windenergieanlagen nörd-
lich der Leester Marsch. 

An der Ochtum ist ein gesetzliches Überschwemmungsgebiet festgelegt. Nachteilige Aus-
wirkungen durch die Errichtung von Bauwerken sollen vermieden werden. 
 
Aufgrund der Anregungen der frühzeitigen Bürger- und Trägerbeteiligung wurden alle Wind-
kraftstandorte nach einem einheitlichen Kriterienkatalog, der ebenfalls einheitliche Mindest-
abstände zur Wohnbebauung in Abhängigkeit zur Größe der Anlage umfasst, überprüft. 
Auch die umfangreiche Prüfung naturschutzrechtlicher Belange ist im Rahmen des Wind-
energiekonzeptes erfolgt. 
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Für Arsten ergeben sich dabei Modifikationen der westlichen Teilfläche und die Empfeh-
lung, auf die östliche Teilfläche (nahe Riederdamm) gänzlich zu verzichten. Im Ergebnis 
wird somit empfohlen, die Windkraftflächendarstellungen zu begrenzen, auch um die Ab-
stände zur Wohnbebauung zu erhöhen. 

Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf insoweit anzupassen. 
 
 

4.49 Der Landkreis Oldenburg hat mit Schreiben vom 19. April 2013 folgendes mitgeteilt: 

 

Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Der Landkreis Oldenburg weist auf das Regionale Zentren- und Einzelhandelskonzept hin 
und stellt Abweichungen der Zentralen Versorgungsbereiche des FNPs und des Regionalen 
Zentren- und Einzelhandelskonzeptes fest.  
 
Der Landkreis Oldenburg spricht sich dafür aus, dass das Regionale Zentren- und Einzel-
handelskonzept des Kommunalverbundes und der dazugehörige Rahmenvertrag bei An-
siedlungen regional bedeutsamer Einzelhandelsgroßprojekte umgesetzt werden. 
 
Ungeachtet mittlerweile korrigierter zeichnerischer Ungenauigkeiten sind in den Flächen-
nutzungsplan die Abgrenzungen der zentralen Versorgungsbereiche aus dem Zentren- und 
Nahversorgungskonzept Bremen übernommen worden. Auf das Regionale Zentren- und 
Einzelhandelskonzept des Kommunalverbundes wird in der Begründung jetzt Bezug ge-
nommen. Die vierstufig hierarchisch gegliederten Zentren (von der Innenstadt bis zum Nah-
versorgungszentrum) werden in der Begründung erläutert einschließlich Hinweisen für die 
verbindliche Bauleitplanung. Eine aufgegebene Einzelhandelsfläche an der A 1 wird dem 
Zentren- und Nahversorgungskonzept und dem Regionalen Zentren- und Einzelhandels-
konzept entsprechend nicht mehr als Sonderbaufläche dargestellt. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, den Planentwurf und die Begründung insoweit anzupassen. 
 
 
 

4.50 Die Gemeinde Dötlingen hat mit Schreiben vom 11. März 2013 folgendes mitgeteilt: 
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4.51 Die Gemeinde Ganderkesee hat mit Schreiben vom14. März 2013 folgendes mitgeteilt: 

 
 
 

4.52 Die Stadt Delmenhorst hat mit Schreiben vom 10. April 2013 folgendes mitgeteilt: 

 
 
 
 
 
 
 

4.53 Die Stadt Bremerhaven hat mit Schreiben vom 10. April 2013 folgendes mitgeteilt: 
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Die Verwaltung gibt hierzu folgende Stellungnahme ab: 
 
Die Stadt Bremerhaven  setzt sich in ihrer Stellungnahme vornehmlich kritisch mit der Be-
gründung zum FNP 2025 auseinander. 
 
Auf Basis der Anregungen, die hier und von anderer Seite vorgetragen wurden, sind die 
Begründung und der Umweltbericht gegenüber dem Stand der frühzeitigen Beteiligung zwi-
schenzeitlich fortgeschrieben worden.  
 
Die Verwaltung empfiehlt, die entsprechenden Anregungen aufzugreifen und die Begrün-
dung zu ergänzen. 
 

Die Stadt Bremerhaven regt an, auf die Vorgaben der Raumordnung näher einzugehen.  
 
Die Begründung wurde in Kap. 3.2 weiter ausgestaltet. 
 
Die Verwaltung empfiehlt, die Begründung entsprechend anzupassen. 
 

 
4.54 Nach Klärung bestimmter Fragen haben die übrigen Behörden und sonstigen Träger öffent-

licher Belange gegen die Planung keine Einwendungen. 
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C) Finanzielle Auswirkungen / Gender 

 
1. Finanzielle Auswirkungen  

 
Keine. 
 
 

2) Gender-Prüfung 
 

Die im Änderungsbereich dargestellten Nutzungen berühren in diesem Fall keine Gender-
Aspekte. 
 
 

D) Abstimmungen 
 
Den Ortsämtern der Freien Hansestadt Bremen sowie dem Stadtplanungsamt in Bremer-
haven wurde die Deputationsvorlage gemäß Ziffer 2.3 der Richtlinie über die Zusammenar-
beit der Beiräte und Ortsämter mit dem Senator für Bau und Umwelt in Bauangelegenheiten 
vom 1. Mai 2003 übersandt. 
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II. Beschlussvorschläge  
 
Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie wird gebeten, fol-
gende Beschlüsse zu fassen: 
 
1. „Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie stimmt dem 

Entwurf des Planes zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes Bremen (Bearbei-
tungsstand: 31.01.2014) einschließlich Begründung zu.“ 

 
2. „Die Deputation für Umwelt, Bau, Verkehr, Stadtentwicklung und Energie fasst den Be-

schluss, dass der Entwurf des Planes zum Flächennutzungsplan Bremen (Bearbei-
tungsstand: 31.01.2014) einschließlich Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
auszulegen ist.“ 

 
 
 

Anlagen 
- Entwurf des Flächennutzungsplanes Bremen (Bearbeitungsstand: 31.01.2014) 
- Begründung des Flächennutzungsplanes Bremen (Bearbeitungsstand: 31.01.2014) 
- Protokolle der Einwohnerversammlungen über die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  


